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SCHWYZER

FREISINN
Wir machen die Schweiz stark!

An ihrer Delegiertenversammlung vom 18. August sagten die Delegierten 
der FDP.Die Liberalen Kanton Schwyz deutlich JA zur Abschaffung des 
Eigenmietwerts, JA zur Einführung der E-ID und JA zur Teilrevision des 
Personal- und Besoldungsgesetzes für Lehrpersonen. Mit dreimal JA 
unterstützen die FDP. Die Liberalen Kanton Schwyz die wichtigen nationalen 
Vorlagen hin zu einem zukunftsträchtigen und liberaleren Staat und wollen, 
dass der Kanton Schwyz auch für Lehrpersonen ein attraktiver Arbeitgeber 
bleibt. � Seite 6
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Editorial Nico Lalli� Seite 3

Person im Fokus
Der neu gewählte Kantonsratspräsident 
Dr. Dominik Zehnder spricht im Interview 
über seine Motivation, seine politischen 
Überzeugungen und seine Ziele als 
Schwyzer Kantonsratspräsident.� Seite 4 und 5

Kolumne der FDP Frauen� Seite 5

Delegiertenversammlung in Wollerau
An der Delegiertenversammlung der 
FDP Schwyz diskutierten die Delegierten 
am 18. August 2025 in Wollerau über 
die Abstimmungsvorlagen vom 
28. September 2025 und beschlossen 
für alle Abstimmungen klar die 
JA-Parole. � Seite 6

Aktuelles aus dem Kantonsrat
Fraktionspräsident Sepp Marty erläutert, 
wie sich die FDP Fraktion gegen die 
zunehmende Wohnungsnot stellt und mit 
welchen liberalen Instrumenten sie das 
Problem lösen statt bewirtschaften will.� Seite 7

Agenda� Seite 3 
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«Schule braucht Lehrpersonen»

am 28. September

Ja zur Teilrevision
des Personal- und

Besoldungsgesetzes
für die Lehrpersonen an
der Volksschule (PGL)

Dreimal JA –
wir unterstützen alle drei Abstimmungsvorlagen!
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Liebe Freisinnige
Im letzten Editorial habe ich hervorgehoben, wie an-
strengend es zuweilen ist, nach freiheitlichen Werten 
zu leben. Es bedeutet, dass wir uns jeden Tag anstren-
gen müssen. Denn Freiheit ist alles andere als selbst-
verständlich, sie muss jeden Tag errungen werden. 
Wenn wir auf die Weltpolitik der letzten Wochen 
zurückblicken, zeigt sich umso mehr: Das liberale 
Gesellschafts- und Wirtschaftsmodell ist vielerorts 
gefährdet. Mit seiner Zollpolitik handelt US-Präsi-
dent Trump entgegen den Prinzipien, für welche wir 
Freisinnigen einstehen: Verlässlichkeit, Freihandel 
und eine regelbasierte Weltordnung.

Schweizer Wohlstand steht auf dem Spiel
Trumps Zollentscheid von 39 Prozent ist absurd.  
Offenbar geht es dem US-Präsidenten angesichts der 
enormen Staatsverschuldung der USA in erster Linie 
darum, die Staatskasse zu füllen. Dafür nimmt er 
auch mittelfristig negative Effekte für die Volkswirt-
schaft der USA in Kauf. Der Bundesrat ist nun gefor-
dert, die Verhandlungen mit den USA fortzuführen 
und nach einer tragfähigen Lösung zu suchen. Gleich-
zeitig darf sich die Schweiz nicht auf diplomatische 
Lösungen verlassen, sondern muss sich auf das Worst-
Case-Szenario vorbereiten. Die USA sind als einzel-
nes Land der wichtigste Handelspartner der Schweiz. 
Zölle in dieser Höhe würden Schweizer Export- 

produkte massiv verteuern – mit gravierenden Folgen 
für unsere Unternehmen, Arbeitsplätze und Löhne.

Innenpolitische Weichen stellen: Jetzt!
Innenpolitisch gilt es, jetzt die richtigen Weichen zu 
stellen. Die Schweizer Firmen brauchen gute Rah-
menbedingungen, um sich auch unter erschwerten 
globalen Bedingungen behaupten zu können. Dazu 
gehören insbesondere tiefe Produktions- und Stand-
ortkosten. Zur Stärkung der Wirtschaft hat die FDP 
kürzlich den 9-Punkte-Plan «Arbeit schützen, Staat 
sanieren, besser leben» verabschiedet. Die Umset-
zung dieses Programms ist nun dringlicher denn je. 
Das ist die einzige richtige Antwort auf die schädliche 
Anspruchspolitik von Mitte/links, aber auch auf die 
aktuelle Zollpolitik der US-Regierung. Wenn Zölle 
die Kosten unserer Exportprodukte verteuern, müssen 
wir in der Schweiz die Produktionskosten senken.

E-ID als Meilenstein für die digitale Zukunft
Ebenso braucht ein wettbewerbsfähiges Land moder-
ne, praktikable digitale Rahmenbedingungen. Die 
Schaffung einer elektronischen Identität entspricht 
einer langjährigen FDP-Forderung. Wir erhalten da-
mit eine Grundlage für die digitale Transformation. 
Das stärkt die Schweizer Unternehmen in der inter-
nationalen Konkurrenz und etabliert die Schweiz als 
attraktiven und innovativen Standort. Gegenüber der 

Adieu 
und auf Wiedersehen! 

im Jahr 2021 abgelehnten Vorlage wird der Bund die 
e-ID selbst ausstellen. Ebenso werden die persönli-
chen Daten dezentral auf dem Smartphone der Nutzer 
gespeichert, was die Kontrolle über die eigenen Daten 
gewährleistet und den Datenschutz verbessert.

Ja zur Abschaffung des Eigenmietwerts
Jetzt ist es endlich so weit: Die Abschaffung des 
Eigenmietwerts ist auf der Zielgeraden. Das Volk ent-
scheidet am 28. September über zwei verknüpfte Vor-
lagen. Zum einen soll der Eigenmietwert per Bundes-
gesetz abgeschafft werden. Zum anderen wurde eine 
Verfassungsänderung beschlossen, mit der die Kan-
tone neu die Möglichkeit erhalten, eine Immobilien-
steuer auf Zweitwohnungen einzuführen. Die beiden 
Vorlagen sind rechtlich verbunden. Volk und Stände 
sagen somit zum Gesamtpaket JA oder NEIN. Der 
Eigenmietwert ist eine ungerechte Steuer auf ein Ein-
kommen, das es gar nicht gibt. Das heutige System 
belohnt die Verschuldung: Wer seine Hypothek nicht 
abbezahlt, also Schulden macht, profitiert steuerlich. 
Dieser Fehlanreiz gehört korrigiert. Anteilsmässig 
wird der Abzug von privaten Schuldzinsen aber wei-
terhin möglich sein. Ebenso bleiben Unterhaltsabzü-
ge unter gewissen Voraussetzungen möglich (z.B. an 
historischen Gebäuden, vermieteten Liegenschaften 
und auf kantonaler Ebene für Energiesparmassnah-
men etc.). Besonders hart trifft der Eigenmietwert 
Familien und ältere Menschen. Das ist nicht fair. Wir 
wollen ältere Menschen von dieser Belastung be-
freien und gleichzeitig dafür sorgen, dass auch junge 
Menschen wieder eine echte Chance haben, Wohn-
eigentum zu erwerben. 

Adieu und auf Wiedersehen
Liebe Freisinnige, damit habe ich meine präsidialen 
Worte im Editorial des «Freisinns» das letzte Mal an 
Sie gerichtet. Es ist eine Freude und Ehre, der frei-
sinnigen Familie als Präsident dienen zu dürfen. Ich 
habe diese Verantwortung gern wahrgenommen und 
gebe sie nach diesen vier Jahren mit einem Gefühl 
der Dankbarkeit für all das Erlebte weiter. Die FDP 
ist gut aufgestellt, und meine Nachfolge darf auf ein 
schlagkräftiges und topmotiviertes Team bauen. 
Mein herzlicher Dank geht an Susanne Vincenz-
Stauffacher und Benjamin Mühlemann für ihre Be-
reitschaft, die Verantwortung für unsere Partei zu 
übernehmen. Ich bin überzeugt: Das «Team Vin-
cenz-Mühlemann» wird den liberalen Pfad erfolg-
reich weitergehen und uns in eine aussichtsreiche 
Zukunft führen. Danke für Ihren Zuspruch, Ihr 
Mitdenken und Ihre Treue gegenüber mir, der frei-
sinnigen Idee und dem designierten Co-Präsidium!

Ihr Thierry Burkart,
Präsident FDP.Die Liberalen Schweiz

Editorial

korrigiert
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Am 28. September 2025 fallen im 
Kanton Schwyz und auf Bundesebene 
wichtige politische Entscheide:

Im Kanton Schwyz stimmen wir über das revidier-
te Personal- und Besoldungsgesetz für Lehrperso-
nen ab. Damit werden Grundlagen geschaffen, 
damit unser Kanton als Arbeitgeber attraktiv 
bleibt. Heute verlieren wir zu viele, teuer ausgebil-
dete Lehrpersonen an Nachbarkantone. Gleichzei-
tig sind wir gezwungen, vermehrt unausgebildete 
Personen einzusetzen. Mit der Teilrevision geben 
wir Gegensteuer. Manche Gegner führen eine 
Neiddebatte, reden von Luxuslöhnen und explo-
dierenden Kosten. Nur: Der eigene Lohn ist fast 
immer zu tief, jener der anderen oft zu hoch. Die-
ses subjektive Gefühl darf nicht über die Fakten 
hinwegtäuschen: Eine junge Lehrperson verdient 
heute im Kanton Zürich rund 25 Prozent oder 
20 000 Franken mehr pro Jahr als im Kanton 
Schwyz. Auch in Zug, Luzern oder Aargau sind 
die Löhne höher. Mit der Revision holen wir die-
sen Rückstand nicht ganz auf, aber wir können ihn 
verringern und Schwyz als Arbeitgeber stärken. 
Wer im Wettbewerb um Fachkräfte bestehen will, 
muss solide Grundlagen bieten. Darum braucht es 
ein klares Ja.

Auch auf nationaler Ebene stehen wegweisende 
Abstimmungen an: zum Eigenmietwert und zur 
E-ID. Beide Vorlagen tragen die Handschrift libe-
raler Politik. Beide machen die Schweiz moderner, 
gerechter und zukunftsfähiger.

Mit der Abschaffung des ursprünglich nur per 
Notrecht eingeführten Eigenmietwerts können wir 
ein jahrzehntealtes Anliegen erfüllen. Nun liegt 
eine faire, ausgewogene Lösung auf dem Tisch, 
die im Parlament von einer klaren Mehrheit unter-
stützt wird. Wir sollten die Chance nutzen, dieses 
veraltete, komplizierte und ungerechte System 
endlich abzuschaffen.

Die E-ID schafft eine sichere digitale Identität, 
staatlich kontrolliert und umgesetzt. Bürgerin-
nen und Bürger behalten die volle Wahlfreiheit, 

ob sie die E-ID nutzen wollen. Sie stärkt Eigen-
verantwortung, erleichtert den Alltag und schafft 
die Voraussetzung für eine digitale Verwaltung. 
Was mich in dieser Debatte aber besonders stört: 
Die Gegner verbreiten gezielt Unwahrheiten, 
reissen Fakten aus dem Zusammenhang und ma-
len Horrorszenarien an die Wand. Sie warnen vor 
angeblichen Überwachungsstaaten und Daten-
missbrauch – alles ohne Grundlage. Das ist Poli-
tik mit Angst – und schwächt das Vertrauen in 
unsere Demokratie. Eine faire Auseinanderset-
zung lebt von Argumenten, nicht von Parolen. 
Wir Freisinnige setzen auf Ehrlichkeit, Fakten 
und Transparenz.

Ein Lichtblick war die Wahl unseres neuen Kan-
tonsratspräsidenten Dominik Zehnder. Mit ihm 
übernimmt ein Freisinniger Verantwortung für 
eine zentrale Institution. Er steht für Sachlichkeit, 
Ausgleich und liberale Grundsätze. Im Interview 
in dieser Ausgabe zeigt er, wie er dieses Amt an-
packen will – und warum es gerade jetzt Persön-
lichkeiten braucht, die Brücken bauen, ohne ihre 
Überzeugungen zu verwässern.

Ebenso lesenswert ist die Kolumne von Anna 
Marty, Präsidentin der FDP Frauen Kanton 
Schwyz. Sie zeigt, wie wichtig die lokale Vereins-
arbeit und die Stimme der Frauen für eine freie 
Gesellschaft sind. 

Liebe Freisinnige, der 28. September 2025 ist 
wichtig. Es geht darum, ob wir den Weg in die Zu-
kunft gehen – oder ob wir uns von Angstmachern 
aufhalten lassen. Die FDP sagt klar: Ja zum Perso-
nal- und Besoldungsgesetz. Ja zur E-ID. Ja zur Ab-
schaffung des Eigenmietwerts. Dreimal Ja für 
Fortschritt, Eigenverantwortung und eine faire 
Schweiz.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre
Nico Lalli

• 	18. September 2025
	 Ortsparteipräsidentenkonferenz Innerschwyz
•	20. September 2025
	 Herbstanlass FDP Kanton Schwyz 
•	28. September 2025
	 Abstimmungssonntag
•	18. Oktober 2025
	 Delegiertenversammlung FDP Schweiz
•	21. Oktober 2025
	 Delegiertenversammlung FDP Kanton Schwyz
•	13. November 2025
	 Ortsparteipräsidentenkonferenz 
•	30. November 2025
	 Abstimmungssonntag

Bitte beachten Sie: Allfällige Terminanpassun-
gen werden auf unserer Website unter 
www.fdp-sz.ch/aktuell/agenda aufgeführt. 
Weitere Veranstaltungshinweise finden Sie auf 
den Websites der Ortsparteien. Aktuelles ent-
nehmen Sie der Website: www.fdp-sz.ch.

Liebe Freisinnige,
liebe Leserinnen und Leser
Editorial
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«Schule braucht Lehrpersonen»

am 28. September

Ja zur Teilrevision
des Personal- und

Besoldungsgesetzes
für die Lehrpersonen an
der Volksschule (PGL)

AGENDA
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Nico Lalli im Interview mit Dr. Dominik Zehnder, 
dem aktuellen Kantonsratspräsidenten des Kantons Schwyz.
Sie haben Ihre Antrittsrede mit einem Zitat von Leo 
Tolstoi eröffnet: «Aus glücklichen Familien besteht 
das Wohl des Staates.» Weshalb gerade dieses 
Bild?
Familien sind die kleinste Einheit unseres gesell-
schaftlichen Zusammenhalts. Sie funktionieren, 
wenn Freiheit, Entfaltung und unterschiedliche 
Meinungen Platz haben – aber auch gewisse Re-
geln gelten. Fehlt eines davon, wird es eng, und 
jemand will ausbrechen. Genau gleich ist es mit 
dem Staat: Je mehr er in unser Leben eingreift, je 
mehr er zur Super-Nanny wird, desto grösser 
wächst der Wunsch nach Freiheit – und der Wi-
derstand. Ein übermächtiger Staat macht Fami-
lien nicht glücklicher, sondern schwächt ihre 
Selbstverantwortung.

Gleichzeitig haben Sie auch Ronald Reagan zitiert: 
«Der Staat ist nicht die Lösung – der Staat ist das 
Problem.» Was heisst das für den Kanton Schwyz?
Unser Wohlstand ist nicht durch staatlichen Über-
aktivismus entstanden, sondern durch Freiheit, 
Gemeinsinn und Unternehmertum. Der Markt 
schafft Arbeitsplätze, Fortschritt und Wachstum. 
Der Staat hingegen hat, wie das NZZ-Chefredak-

tor Eric Gujer einmal treffend beschrieb, die Ten-
denz, sich an den «3 B» zu orientieren: Bürokra-
tie, Betreuung und Bevormundung. Am Ende ge-
fährdet diese Entwicklung unsere Schaffenskraft 
und unsere Wettbewerbsfähigkeit. Im Kanton 
Schwyz ist es uns bisher gelungen, die Rolle des 
Staates im Rahmen zu halten. Wir müssen aber 
wachsam sein, wenn man dem Staat immer mehr 
Aufgaben aufhalsen will.

Die Schwyzerinnen und Schwyzer gelten als 
eigenverantwortlich. Was bedeutet das für Ihre 
Politik?
Bei uns rennt man nicht beim ersten Lüftchen zum 
Staat und verlangt Hilfe. Die Mentalität in Schwyz 
ist, dass man Probleme zuerst selbst löst – und oft 
auch lange, bevor man externe Hilfe sucht. Dieses 
Gedankengut ist ein Glücksfall. Als FDP-Politiker 
sehe ich es als unsere Pflicht, diese Haltung zu be-
wahren und zu fördern. Wir dürfen nicht, nur weil 
es kurzfristig bequemer erscheint oder vermeint-
lich Stimmen bringt, unsere Grundsätze von 
Eigenverantwortung und Selbsthilfe über Bord 
werfen. Sie sind die Basis für Freiheit, Wohlstand 
und Fortschritt.

Sie haben Subventionen kritisiert. Weshalb so 
deutlich?
Subventionen klingen verlockend, sind aber oft 
Gift für Innovation. Sie würgen neue Ideen ab, 
weil sie Mittel in bestehende Strukturen lenken 
und so den subventionierten Status quo zementie-
ren. Das Problem: Einmal eingeführt, werden 
Subventionen praktisch nie wieder abgeschafft. 
Damit schaffen wir Abhängigkeiten und lähmen 
den Wettbewerb. Wer will, dass unser Kanton in-
novativ bleibt, muss sich für schlanke Strukturen 
und freie Märkte einsetzen – nicht für immer neue 
Fördertöpfe.

Manche sagen, wirtschaftlicher Erfolg sorge für 
Neid. Teilen Sie diese Einschätzung?

Rathaus Schwyz. 

«Brücken bauen statt Gräben vertiefen»

Person im Fokus Dr. Dominik Zehnder (1963) ist seit 2012 Mit-
glied des Schwyzer Kantonsrats. Zwischen 
2012 und 2016 war er Mitglied der Staats-
wirtschaftlichen Kommission und von 2016 
bis 2024 Mitglied der Kantonsrätlichen Auf-
sichtskommission der Schwyzer Kantonal-
bank (KRAK). Er wurde am 25. Juni 2025 für 
ein Jahr zum Kantonsratspräsidenten ge-
wählt. Von 2016 bis 2020 war er Fraktions-
präsident der Fraktion FDP.Die Liberalen. Er 
ist verheiratet und dreifacher Familienvater. 
Beruflich ist der promovierte Jurist als Ver-
mögensverwalter tätig.



Nr. 3 | 12.September 2025 5

Schwyz

Leider ja. Wer erfolgreiche Menschen diffamiert, 
sendet die fatale Botschaft an die Jugend, dass Leis-
tung schlecht sei. Damit schwächen wir die Wohl-
standserzeuger von morgen. Unsere Gesellschaft 
braucht Menschen, die Verantwortung überneh-
men, Risiken eingehen, investieren und Arbeitsplät-
ze schaffen. Wer diese Leistung anerkennt, fördert 
Unternehmergeist und Mut. Wer sie schlechtredet, 
riskiert Stillstand und Resignation.

In Ihrer Rede haben Sie auch die politische Kultur 
angesprochen. Was ist Ihnen hier besonders 
wichtig?
Unsere direkte Demokratie lebt vom Wettbewerb 
der besten Ideen – nicht von Diffamierung. Wenn 
man aus Angst vor einer Niederlage den Gegner 
als extremistisch abstempelt, gefährdet man die 
Demokratie. Noch heikler wird es, wenn die Jus-
tiz instrumentalisiert wird, um politische Konkur-
renz auszuschalten. Das untergräbt das Vertrauen 
in unsere Institutionen. Im Rat gilt deshalb: Wir 
dürfen uns in der Sache hart auseinandersetzen, 
aber den Respekt vor dem Gegenüber nie verlie-
ren. Niemand steht moralisch oder ideologisch 
über dem anderen. Wir sind hundert gewählte 
Volksvertreterinnen und -vertreter, ein politisches 
Abbild unserer Bevölkerung. Unterschiedliche 
Überzeugungen gehören dazu – aber uns eint der 
Wille, das Beste für den Kanton Schwyz zu er-
reichen.

Ihr Präsidialjahr steht unter dem Motto «Brücken 
bauen». Was bedeutet das konkret?
Brücken verbinden Menschen, sie überwinden 
Hindernisse und schaffen Wohlstand. Sie retten 
sogar Leben – man denke an die Berliner Luft-
brücke 1948/49. Und sie stehen für Versöhnung. 

Ein starkes Beispiel aus unserer Geschichte ist der 
Sonderbundskrieg von 1847. Damals hätte man 
die unterlegenen Kantone marginalisieren kön-
nen. Stattdessen wurden sie gleichberechtigt in 
den Bundesstaat integriert und erhielten mit dem 
Ständemehr sogar zusätzliches Gewicht. Diese 
Haltung – nicht spalten, sondern verbinden – 
wünsche ich mir auch in unserem Rat.

Wie wollen Sie diese Brücken im Ratsalltag bauen?
Indem wir einander zuhören und auch unbequeme 
Meinungen zulassen. Freiheit bedeutet nicht nur, 
das Angenehme zu hören, sondern gerade auch 
das Gegenteil – solange es respektvoll geschieht. 
Ganz praktisch erwarte ich Pünktlichkeit, klare 
und kurze Voten sowie Ruhe während der Voten. 
Es gilt auch ausserhalb des Ratsaals, Brücken zu 
schlagen – sei es bei einem Kaffee in der Pause 
oder einem Bier nach einer Kommissionssitzung. 
Diese Kultur der Versöhnung ist ein Markenzei-
chen der Schweiz und unterscheidet uns von ande-
ren Ländern.

Ihr erster Auftritt als Präsident führte Sie nach 
Tuggen ans Eidgenössische Pontonierwettfahren. 
Zufall oder Symbolik?
Ganz bewusst. Kaum ein Anlass passt besser zum 
Motto «Brücken bauen» als ein Pontonierwettfah-
ren. Dort geht es buchstäblich darum, Brücken 
über Hindernisse zu schlagen und im Team eine 
Aufgabe zu meistern. Darum habe ich mich sehr 
gefreut, mein Präsidialjahr mit diesem traditions-
reichen Anlass beginnen zu dürfen. Und ich freue 
mich auf die weitere Zusammenarbeit mit meinen 
Kolleginnen und Kollegen und darauf, mit ihnen 
Brücken zu bauen – für einen offenen, freiheit- 
lichen und attraktiven Kanton Schwyz.

Schwyz

Kolumne

Politik beginnt 
nicht in Bern, 

sondern bei uns 
zu Hause

Wenn wir an Politik denken, kommen uns meist 
Bundesbern, grosse Debatten oder Volksab-
stimmungen in den Sinn. Doch Politik findet 
auch ganz woanders statt, nämlich direkt vor 
unserer Haustür: in der Gemeinde, in den Ver-
einen, in der Nachbarschaft.

Ich habe das Glück, in Unteriberg zu wohnen, 
wo das Vereinsleben noch einen hohen Stellen-
wert hat. Ich selbst bin im Turnverein und im 
Frauen- und Mütterverein aktiv, wobei ich zu-
geben muss, dass ich mich im letzteren bisher 
eher zurückhaltend eingebracht habe. Mein Re-
spekt für all jene, die sich mit Herzblut, Eigen-
verantwortung und viel Zeit freiwillig engagie-
ren, sei es in Vereinsvorständen, Kommissionen 
oder bei der Organisation von lokalen Anlässen.

Gerade dort, im Kleinen, wird das Fundament 
gelegt, auf dem unsere Demokratie ruht. 

Ohne stille Helferinnen und Helfer, ohne 
Menschen, die freiwillig Verantwortung über-
nehmen, würde unser Zusammenleben nicht 
funktionieren. Weder im Dorf noch im Kanton, 
und schon gar nicht in der Schweiz. Das ist kei-
ne Selbstverständlichkeit und verdient unsere 
uneingeschränkte Anerkennung.

Besonders Frauen leisten hier Grossartiges, 
oft im Hintergrund, aber mit nachhaltiger Wir-
kung. Mit Verantwortungsbewusstsein und 
Weitblick stärken sie das soziale Miteinander, 
fördern den Dialog und halten unsere Gemein-
schaft zusammen. Das ist gelebter Gemeinsinn 
und der wahre Motor einer freien Gesellschaft.

Denn echte Politik beginnt nicht im Parla-
ment, sondern da, wo Menschen freiwillig Ver-
antwortung übernehmen. 

Wer mitgestaltet, stärkt unsere Demokratie. 
Und genau das brauchen wir heute mehr denn je.

Anna Marty, 
Präsidentin FDP Frauen Kanton Schwyz

Kantonsratssaal Schwyz. 
Quelle: Keystone/Kanton 
Schwyz
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Ein warmer Sommerabend, ein volles Restaurant Timeout in Wollerau und eine Delegiertenversammlung, 
die gleich zu Beginn mit einer besonderen Führung startete: Bevor die Parolen für die Volksabstimmungen am 
28. September 2025 gefasst wurden, durften die Anwesenden die neue Eishalle besichtigen. Gastgeberin 
Marlene Müller führte die Delegierten durch die moderne Anlage – ein gelungener Auftakt, der schon die 
gute Stimmung prägte.

Kantonalpräsident Urs Rhyner eröffnete die Ver-
sammlung und erinnerte daran, wie wichtig es sei, 
nach der Sommerpause gemeinsam Schwung auf-
zunehmen. Auch Stefan Hiestand, Präsident der 
Ortspartei Wollerau, hiess die Delegierten herz-
lich willkommen.

Abschaffung des Eigenmietwerts – 
«eine Geistersteuer»
Als erster Redner trat Roman Weber, Geschäftsfüh-
rer des kantonalen Hauseigentümerverbands, auf. 
Mit engagierten Worten zeichnete er das Bild einer 
Steuer, die niemand versteht und die niemand ver-
missen würde: die Besteuerung des Eigenmietwerts. 
«Ein fiktives Einkommen, das gar nicht existiert, 
aber trotzdem besteuert wird», erklärte er. Beson-
ders ältere Menschen, die ihre Hypothek abbezahlt 
haben, seien dadurch im Nachteil. Weber stellte 
klar: Nur mit einem Ja zur Vorlage – und damit zur 
Möglichkeit einer kantonalen Liegenschaftssteuer 
auf Zweitwohnungen – könne man diesen unsinni-
gen Zustand endlich beenden. Seine Argumente ver-
fingen: Die Delegierten sprachen sich mit 51 Ja zu 
2 Nein bei 4 Enthaltungen für ein Ja aus.

Digitale Zukunft mit staatlicher E-ID
Danach übernahm Kantonsrat Thomas Grieder. 
Er machte unmissverständlich klar: Die Zeit der 
Improvisationen bei der digitalen Identität ist vor-
bei. «Eine E-ID vom Bund schafft Vertrauen und 
garantiert höchste Sicherheit», betonte er. Wäh-
rend private Lösungen das Vertrauen vieler Bür-
gerinnen und Bürger nicht gewinnen konnten, 
setzt die staatliche Variante auf klare Verantwor-
tung und strikten Datenschutz. Die Daten bleiben 
ausschliesslich auf dem Smartphone – niemand 
sonst erhält Zugriff. Die Nutzung ist freiwillig, 
aber wer digitale Behördengänge oder sichere On-
line-Dienste nutzen will, braucht ein verlässliches 
Instrument. «Ohne staatliche E-ID bleiben wir im 
digitalen Niemandsland», warnte Grieder – und 
überzeugte die Delegierten. Das Ja fiel mit 52 Ja 
zu 2 Nein bei 2 Enthaltungen auch hier deutlich 
aus.

Für starke Schulen – und eine faire Besoldung
Kantonsrätin Julia Cotti erinnerte an die mit 
52 Ja, 2 Nein und 5 Enthaltungen bereits im 
Juni gefällte Ja-Parole zur Teilrevision des Per-

sonal- und Besoldungsgesetzes für Lehrperso-
nen. Ein Thema, das seit Monaten bewegt. Die 
aktuelle Leserbriefkampagne der SVP zum 
Trotz: Die Vorlage steht für mehr als eine 
Lohnerhöhung. Sie ist ein wichtiges Element 
und der Beginn eines Massnahmenpakets zur 
Attraktivitätssteigerung für den Lehrerberuf. 
Die Erhöhung der Löhne sind ein wichtiger 
Schritt, weniger Bürokratie, mehr pädagogi-
scher Freiraum und gezielte Unterstützung für 
Schülerinnen und Schüler sind weitere Ele-
mente, die folgen müssen.

Impulse für die Wirtschaft
Zum Schluss stellte Anna Marty, Präsidentin der 
FDP Frauen, das neue Wirtschaftspapier vor. Es 
war spürbar, wie sehr ihr dieses Projekt am Her-
zen liegt. Keine neuen Steuern, Freihandel, Schutz 
der Ersparnisse und eine Stärkung der Schwäche-
ren – Marty formulierte klare liberale Antworten 
auf die Herausforderungen der Zeit. «Unser Ziel 
ist es, Arbeit zu schützen, den Staat zu sanieren 
und das Leben besser zu machen», fasste sie zu-
sammen.

Die Delegierten der FDP.Die Liberalen Kanton Schwyz stimmten allen Abstimmungsvorlagen vom 28. September 2025 mit deutlicher Mehrheit zu.

FDP. Die Liberalen Schwyz sagen dreimal JA!

Delegiertenversammlung
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Die Wohnungsnot im Kanton Schwyz spitzt sich zu: endlose Bauverfahren, 
kaum freie Wohnungen und steigende Mieten. Ohne einen liberalen 
Befreiungsschlag im Baubereich wächst nicht nur der Frust, auch extreme 
Forderungen von links und rechts gewinnen an Zuspruch.

Der Kanton Schwyz wächst. Menschen ziehen zu 
und richten sich hier ihr Leben ein. Dieses Wachs-
tum bringt aber auch Herausforderungen mit sich. 
Die Infrastruktur wird stärker beansprucht, der 
Verkehr nimmt zu, gesellschaftliche Veränderun-
gen machen sich bemerkbar. Diese Begleiterschei-
nungen sind real. Doch so unbequem sie manch-
mal erscheinen: Wachstum ist ein Zeichen der 
Stärke. Denn es bedeutet, dass unser Kanton at-
traktiv ist. Zum Arbeiten, zum Wohnen, zum 
Gründen einer Familie. Die Alternative zum 
Wachstum wäre Schrumpfen. Und Schrumpfen 
heisst: Familien ziehen weg, Geschäfte schlies-
sen, das Dorfleben verödet. Wer ehrlich ist, weiss: 
Lieber wachsen wir, als dass wir schrumpfen.

Wohnungsbau als Schlüssel zur Lebensqualität
Damit Wachstum aber nicht zur Belastung wird, 
müssen wir die problematischen Begleiterschei-
nungen eindämmen. Gerade die Sorge vor der 
Wohnungsnot hat sich im Kanton Schwyz in jün-
gerer Zeit zugespitzt. Unser Wohnungsmarkt ist 
praktisch leergefegt. Wer hier bleiben oder her-
ziehen will, findet kaum Wohnraum. Selbst wer 
eine passende Wohnung findet, muss tiefer in die 

Tasche greifen. Diese angespannte Lage wirkt 
sich direkt auf unser tägliches Leben aus. Wollen 
wir also unsere Lebensqualität bewahren, brau-
chen wir mehr Wohnraum.

Viele Bremsklötze, wenig Dynamik
Doch genau dieser Wohnungsbau wird gebremst. 
Lange Verfahren und eine Flut an Einsprachen blo-
ckieren Projekte und treiben die Kosten hoch. Allein 
schon die Tatsache, dass die Bewilligungsdauer in 
der Schweiz seit 2010 um über 60 Prozent zugenom-
men hat, zeigt: Wir haben ein hausgemachtes Prob-
lem. Kapital wäre vorhanden, Nachfrage ebenso – 
nur die Rahmenbedingungen verhindern, dass An-
gebot und Nachfrage zusammenfinden.

Der Kanton als zusätzlicher Bremser?
Statt diese Bremsklötze zu lösen, stellt der Kanton 
nun zusätzliche Hürden auf. Ein Beispiel ist die 
jüngste Praxisänderung des Amts für Umwelt: Seit 
Mai 2025 sind Einbauten unterhalb des mittleren 
Grundwasserspiegels praktisch verboten – selbst 
Schutzräume oder Tiefgaragen. Ohne Übergangs-
frist zwingt diese Regel Bauherren zu teuren Um-
planungen, verschärft die Platzknappheit und ver-

teuert den ohnehin raren Wohnraum zusätzlich. 
Das ist unverständlich und schädlich.

Liberaler Befreiungsschlag
In der kommenden Session des Kantonsrats soll 
deshalb ein Vorstoss von FDP-Kantonsrat Reto 
Keller und weiteren Mitunterzeichnern dringlich 
behandelt werden. Er verlangt, dass der Kanton von 
seiner restriktiven Praxis abrückt und den berech-
tigten Interessen zur Schaffung von Wohnraum 
mehr Gewicht gibt. Weiter steht im Kantonsrat auch 
die Berichterstattung zum FDP-Postulat «Weniger 
Formalismus, mehr Wohnraum» an. Denn es 
braucht einen liberalen Befreiungsschlag im Bau-
bereich. Gelingt dieser nicht, gewinnen extreme 
Forderungen der Polparteien weiter an Zuspruch. 
Während die Linke vom staatlichen Wohnbau 
träumt, setzt die Rechte auf Abschottung. Weder 
das eine noch das andere löst aber das Problem, 
sondern schafft nur neue.

Sepp Marty

Bauen oder Bangen?
Aus dem Kantonsrat
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Anlässlich der Delegiertenversammlung vom 28. Juni 2025 in Hergiswil nahmen die Delegierten der FDP einstimmig ein 
neues 9-Punkte-Programm zur Wirtschaft an. Dies, um die Menschen in der Schweiz und ihre Arbeitsplätze zu 
schützen. Denn für Freiheit, Sicherheit und soziale Stabilität müssen Chancen genutzt und Leistung belohnt werden – 
und nicht umverteilen, was noch gar nicht erwirtschaftet wurde.

1. Keine neuen Steuern

Die FDP wird verhindern, dass Bürgerinnen und 
Bürger durch neue Gebühren, Abgaben und Steu-
ern belastet werden. Schon heute greift der Staat 
gleich mehrfach zu: Er besteuert die Arbeit und 
den Konsum des erarbeiteten Lohns. Arbeit stiftet 
Sinn und Wert, sie ermöglicht ein erfülltes und un-
abhängiges Leben. Wer sie belastet, greift tief in 
den individuellen Lebenswandel der Menschen ein. 
Die Lücke zwischen dem Lohn gemäss Arbeits-
vertrag und der Überweisung am Ende des  

Monats ist in der Schweiz bereits viel zu gross. 
Die Linke spricht von «Kaufkraft», will aber 
die Löhne noch weiter schwächen und den täg-
lichen Einkauf noch schärfer besteuern. Schluss 
damit!

Wir werden keinen Rappen Mehrbelastung bei 
den Löhnen akzeptieren und jede Steuererhö-
hung bekämpfen. Es darf nicht sein, dass die 
arbeitenden Menschen nicht selbst entscheiden 

können, was mit ihrem Geld geschieht. Für die 
FDP ist klar: Arbeit soll sich wieder lohnen. Die 
Steuer- und Abgabenlast muss sinken. Dazu ge-
hört neben dem Ausgleich der kalten Progres-
sion, die durch die Geldentwertung entsteht, auch 
der Ausgleich der warmen Progression, die durch 
Produktivitätssteigerungen zu immer höheren 
Steuersätzen führt. Nur mit einer deutlichen Ent-
lastung wird sich Arbeit für den Mittelstand wie-
der lohnen.

Positionspapier

Mischa Nyffenegger (25), 
Spezialfahrzeugbauer. 

Sein Tag startet morgens 
um 6 Uhr. Jedes Fahrzeug 

ist ein Unikat – darum 
muss er sich immer 

wieder neu überlegen, 
wie er die komplexe 

Technik genau umsetzen 
kann. Die tägliche 
Herausforderung, 

individuelle Lösungen zu 
finden, macht seinen Job 

aus.

Arbeit schützen.
Staat sanieren.
Besser leben.
Für alle, die den Wecker stellen: 

Was die Schweiz jetzt braucht.

Bilder: Jannik Kaiser

korrigiert

ARBEIT SCHÜTZEN
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2. Löhne statt Sozialhilfe

Die letzten Jahre liefen wirtschaftlich gut. Des-
halb sind heute weniger Menschen in der Sozial-
hilfe als beispielsweise noch 2019. 

Statt sich darüber zu freuen und jene zu stützen, 
die wirklich auf Hilfe angewiesen sind, sucht die 
staatliche Sozialindustrie aktiv neue «Klienten» 
und baut ihre Leistungen stetig aus. Durch unzäh-
lige Zulagen sind manche Sozialhilfeempfänger 
finanziell besser gestellt, als wenn sie arbeiten 
würden. Obendrauf hat die Schweizerische Konfe-
renz für Sozialhilfe (SKOS) eine irregeleitete neue  
Reform beschlossen.

Die SKOS will weg von der Nothilfe, sie baut die 
Sozialhilfe zu einer Art Vollkaskoversicherung 
aus. Das ist teuer und erschwert es, dass Menschen 
schnell wieder auf eigenen Beinen stehen.

Richtig wäre es, den Sozialhilfeempfängern mehr 
Verantwortung zu übertragen und sie in die Pflicht 
zu nehmen. Es benötigt eine Differenz zwischen 
Sozialhilfe und Arbeitsverdienst (Lohnabstands-
gebot). Wer arbeitet, muss in jedem Fall mehr in 
der Tasche haben, als wenn er von Sozialhilfe lebt. 
Bevor nun die Linken drauflosregulieren: Für den 
Lohnabstand braucht es angepasste Zulagen in der 
Sozialhilfe, keine Mindestlöhne. Denn Mindest-
löhne vernichten Arbeitsplätze und schaffen zu-
sätzliche Bedürftige.

Über die Sozialhilfe hinaus muss der Staat auf-
hören, seine Hilfsgelder, Unterstützungsleistungen  
und Subventionen mit der Giesskanne zu verteilen.  
Wieso etwa soll der Bund die Kinderbetreuung für  
alle finanzieren, unabhängig davon, ob jemand in 
dieser Zeit überhaupt arbeitet oder nicht? Wer 
Geld ohne Gegenleistung verteilt, bestraft jene, 
die arbeiten.

3. Freihandel – mit allen

Zölle, Kriege und neue Blockbildungen schwächen 
den Welthandel. Was tun? Kriegstreiber sollen 
Sanktionen spüren, alle anderen barrierefrei mit 
der Schweiz handeln können. Nur dank tiefer Steu-
ern, einem liberalen Arbeitsmarkt und wirtschaft-
licher Offenheit hat sich unser Land an der Welt-
spitze etabliert.

«America first» wird schon für die mächtigen 
USA nicht funktionieren. «Switzerland first» 
wäre für die Schweiz katastrophal. Der Flirt-Zug 
von Stadler wird zwar in Bussnang zusammen-
geschraubt, doch die mehreren hundert Einzel-
teile kommen aus der halben Welt. Der grenz-
überschreitende Handel verbindet nicht nur die 
Welt, er sorgt auch für einen gesunden Wett- 
bewerb. Er bricht verkrustete Strukturen auf,  
hinterfragt historisch gewachsene Subventionen, 

zerschlägt Kartelle und hält unsere Unterneh-
men fit.

Besonders rege handeln, geschäften und kooperieren 
unsere Betriebe mit den EU-Nachbarländern. Die EU 
kauft fast die Hälfte unserer Waren und Dienstleis-
tungen – und liefert den grössten Teil unserer Importe. 
Das Schmiermittel dafür sind die bilateralen Ver-
träge. Sie schützen die Schweiz vor dem EU-Beitritt. 
Sie haben uns pro Kopf wohlhabender gemacht als 
fast alle EU-Staaten (Luxemburg liegt an der Spitze), 
weil sie technische Normen vereinheitlichen und den 
Handel dadurch erleichtern. Und sie verhindern ein 
Asylchaos. Ohne die Bilateralen dürfte jeder Asyl-
bewerber, der irgendwo in der EU abgelehnt wurde, 
in der Schweiz ein zweites Gesuch um Aufnahme 
stellen. Selbst wenn Donald Trump von den mas-
sivsten Zöllen abrückt: Die wirtschaftliche Unsicher-
heit wird bleiben. Sie belastet die Schweizer Export-
wirtschaft, die KMU und ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Umso wichtiger sind bilaterale Frei-
handelsabkommen. Die FDP fordert deshalb eine 
rasche Umsetzung des Abkommens mit Indien, den 
Abschluss eines Freihandelsabkommens mit den 
Mercosur-Staaten und Vietnam sowie die Aktualisie-
rung der Abkommen mit Japan, China und Mexiko. 
Auch mit den USA braucht es Sondierungsgespräche. 
Kein einzelner Wirtschaftszweig darf diese Ge-
spräche blockieren. Sie sind für unsere kleine, offene 
Volkswirtschaft überlebensnotwendig.

Didi Demarmels (30), 
Transportunternehmer. 
Er beginnt um 5.30 Uhr. 
Erst wenn alle Fahrten 

ausgeführt und die 
Lastwagen parkiert 

sind, gehen er und sein 
Team nach Hause.

korrigiert
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den Löhnen akzeptieren und jede Steuererhö-
hung bekämpfen. Es darf nicht sein, dass die 
arbeitenden Menschen nicht selbst entscheiden 
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FDP ist klar: Arbeit soll sich wieder lohnen. Die 
Steuer- und Abgabenlast muss sinken. Dazu ge-
hört neben dem Ausgleich der kalten Progres-
sion, die durch die Geldentwertung entsteht, auch 
der Ausgleich der warmen Progression, die durch 
Produktivitätssteigerungen zu immer höheren 
Steuersätzen führt. Nur mit einer deutlichen Ent-
lastung wird sich Arbeit für den Mittelstand wie-
der lohnen.

Positionspapier

Mischa Nyffenegger (25), 
Spezialfahrzeugbauer. 

Sein Tag startet morgens 
um 6 Uhr. Jedes Fahrzeug 

ist ein Unikat – darum 
muss er sich immer 

wieder neu überlegen, 
wie er die komplexe 

Technik genau umsetzen 
kann. Die tägliche 
Herausforderung, 

individuelle Lösungen zu 
finden, macht seinen Job 

aus.

Arbeit schützen.
Staat sanieren.
Besser leben.
Für alle, die den Wecker stellen: 

Was die Schweiz jetzt braucht.

Bilder: Jannik Kaiser

korrigiert
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4. Generationenvertrag erneuern

Die Schuldenbremse geniesst in der Schweiz Kult-
status. Sie soll künftige Generationen vor dem 
Leichtsinn der Politiker schützen. Doch an der 
Schuldenbremse vorbei hat die Politik ein neues 
Billionenloch geschaufelt. Es besteht nicht aus 
Staatsschulden, sondern aus ungedeckten Renten-
versprechen. Experten sind sich einig: Das System 
der umlagefinanzierten Rente stösst an seine Gren-
zen. Als die AHV 1948 gegründet wurde, betrug 
die Lebenserwartung eines 65-Jährigen 14 Jahre. 
Heute sind es bereits 24 – Tendenz steigend. Da-
mals gab es für jeden Rentner sechs potenzielle Er-
werbstätige. Heute kommen auf einen Menschen 
über 65 noch drei Menschen im erwerbsfähigen 
Alter. Bis 2050 werden es nur noch zwei sein.

Was heisst das? Die aktuellen Rentenversprechen 
der AHV belaufen sich auf sage und schreibe 1200 
Milliarden Franken. Die Linke zählt darauf, dass 
eine Allianz von sozialistischen Umverteilern und 
egoistischen Nettobezügern jede echte AHV-Re-
form verhindert. SVP und Mitte beteiligen sich am 
traurigen Spiel und verteilen munter weiteres 
Geld, das der Mittelstand bezahlen muss. Wir 
Freisinnigen haben ein positiveres Bild von der 

pensionierten Generation. Wir wissen, dass sie den 
Wert von Arbeit, Fürsorge und Verantwortung 
besser als jede andere kennt. Deshalb wird die 
FDP zusammen mit bürgerlichen Rentnerinnen 
und Rentnern weiterkämpfen – für die aktiven, die 
jüngsten und die ungeborenen Generationen. Klar 
ist, dass der Maurer, die Gerüstbauerin oder die 
Pflegefachperson nicht bis 70 arbeiten können. 
Ebenso klar ist, dass wir die Jungen nicht länger 
ausbeuten und die Älteren nicht länger aussortie-
ren dürfen. Das Rentenalter 65 ist ungerecht. Es 
muss fallen. Egal, wie viele Anläufe es dazu 
braucht. Höchste Zeit für eine Reform der Alters-
vorsorge, die diesen Namen verdient.

5. Ja zum Entlastungspaket

Jahrzehntelang haben die Politikerinnen und Poli-
tiker in Bundesbern sorglos neue Ausgaben und 
Subventionen beschlossen. Nun rutscht der Bund in 
die roten Zahlen. Ein erster, wichtiger Schritt ist 
die Kostendämpfung im Entlastungspaket 27. Die-
se ist unumgänglich, um die Ausgabenfreude des 
Parlaments zu zügeln und gleichzeitig die zwin-

gend notwendige Wiederaufrüstung der Armee zu 
sichern. Nachdem unsere Verteidigungsfähigkeit 
in den langen, verhältnismässig friedlichen Jahren 
nach dem Kalten Krieg aufgegeben wurde, müssen 
jetzt die Prioritäten neu gesetzt werden. Nur so 
kann die Freiheit und Sicherheit der Schweiz be-
wahrt werden.

Sparpotenzial gibt es mehr als genug. Mit dem 
Entlastungspaket 27 kann auf drei bis vier Milliar-
den Franken verzichtet werden, also auf genau  
jenes Geld, das im Bundesbudget fehlt. Zum Ver-
gleich: Jährlich gibt der Bund rund 85 Milliarden 
Franken aus. Mehr als die Hälfte davon sind Sub-
ventionen. Wenn die SP bei den vorgeschlagenen 
Massnahmen von einem Kahlschlag spricht, so 
führt sie die Bevölkerung schamlos hinters Licht. 
Das Entlastungspaket 27 ist nicht einmal ein Spar-
programm: Trotz der Massnahmen steigen die 
Bundesausgaben munter weiter, bloss etwas weni-
ger rasant. Ebenso unehrlich politisieren jene, die 
das Paket von Minderausgaben aufschnüren wol-
len. Wenn im Parlament jede Minderausgabe ein-
zeln verhandelt wird, geht die Leidenssymmetrie 
verloren – und die Lobbys setzen sich durch.

Susanna Fabro (42) und 
Maria Marinelli (27) 

arbeiten in der 
Elektronikproduktion 

des Sensorspezialisten 
Baumer im 

Schichtbetrieb. In ihrer 
Arbeit sind Präzision 
und Teamarbeit in 

perfekter Abstimmung 
entscheidend.

korrigiert

STAAT SANIEREN



Nr. 3 | 12.September 2025 11

Schwyz

Nr. 3 | 12. September 2025 7

Positionspapier

6. Personalstopp beim Bund

Die Verwaltung wächst auf allen staatlichen Ebe-
nen, und das insgesamt deutlich schneller als die 
Bevölkerung. Allein der Bund schafft jedes Jahr 
rund 450 neue Stellen. Während der Staat kräftig 
ausgebaut wird, fehlt es in der Privatwirtschaft 
an Fachkräften. Besonders fatal: Viele der 
Staatsangestellten sind kompetent, engagiert und 
kreativ. Bei ihrer Arbeit entdecken sie immer 
neue Bereiche der Wirtschaft und Gesellschaft, 
die sie regulieren und kontrollieren können. 
Durch diesen Schneeballeffekt wächst die Büro-
kratie selbstständig weiter – mit enormen Folgen 
für Selbstständige, KMU, Grossbetriebe, inter-

nationale Unternehmen und für die Bürgerinnen 
und Bürger.

Das Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) hat 
kürzlich die Bürokratiekosten für Schweizer 
KMU berechnet. Sie belaufen sich mittlerweile 
auf über sechs Milliarden Franken pro Jahr. Zu-
dem fehlen den privaten Unternehmen wertvolle 
Arbeitskräfte, die ihnen der Staat mit goldenen 
Arbeitsverträgen abwirbt. Der Bund lockt mit 
mehr Ferien, besserer Vorsorge, einem ausgebau-
ten Kündigungsschutz und Lohnprämien von bis 
zu 14 Prozent.

Die FDP will hier die Reissleine ziehen. Es braucht 
einen Personalstopp beim Bund und seinen exter-
nen Dienstleistern – denn auch der Speckgürtel 
von Beratungsfirmen im Umfeld des Bundes ist zu  
gross. Selbst wenn der Bund neue Aufgaben über-
nimmt, braucht er deswegen seinen Personaletat 
nicht stetig aufzublähen. Jedes KMU im Land ist 
es sich gewohnt, für neue Geschäftsfelder das rich-
tige Personal zu rekrutieren – und in anderen Be-
reichen abzubauen. So müsste auch der Bundesrat 
aufzeigen, auf welche Staatsaufgaben verzichtet 
werden und was durch die Digitalisierung effizien-
ter erledigt werden kann.

7. Ersparnisse schützen

Der grösste finanzielle Schatz, den sich Schweize-
rinnen und Schweizer in ihrem Leben ersparen, ist 
ihre Pensionskasse. Hier reifen die Früchte der 
eigenen Arbeit, verdoppelt von den Arbeitgebern 
und gemehrt vom «dritten Beitragszahler»: Weil 
ein PK-Vermögen über Jahrzehnte angelegt wird, 
wachsen mit dem Erfolg an den Finanzmärkten 
auch die privaten Ersparnisse. Sind das die «Speku-
lanten», gegen die die SP so leidenschaftlich hetzt? 
Ist das der Grund, weshalb sie nach den Vorsorge-
vermögen greift? Die SP diffamiert das individuel-
le Sparen als «unsinnige Anhäufung von Kapital». 
Auf ihren Druck wird eine Vorsorgesteuer geplant, 
die Kapitalbezüge im Ruhestand bestraft. Die Ab-
sicht der SP ist klar. 2024 sprach die JUSO sie erst-
mals aus: In einer Resolution fordert die SP-Jung-
partei unverblümt, die zweite Säule abzuschaffen.

Die FDP wird diese Angriffe aufs Vorsorgevermö-
gen mit allen politischen Mitteln bekämpfen. 6760 
Bürgerinnen und Bürger haben mit der FDP eine 
eigene Vernehmlassungsantwort gegen die neue 
Steuer eingereicht. Dabei geht es nicht nur darum, 
dass eine neue Steuer auf bestehende Sparvermö-
gen gegen Treu und Glauben verstösst. Es geht 
auch um Werte. Zur individuellen Selbstbestim-
mung jedes Menschen gehört die Freiheit, sich ein 
finanzielles Polster zu erarbeiten. Es macht glück-
lich, unabhängig und ohne finanzielle Sorgen in die 
Zukunft zu schauen. Unabhängig auch vom Staat.

8. Wohneigentum ermöglichen

Der Wunsch nach den eigenen vier Wänden ist ein 
Traum, den viele Schweizerinnen und Schweizer 

hegen. Die FDP fordert: Wer fleissig arbeitet und 
spart, soll ihn sich erfüllen können. Wir kämpfen 
dafür, dass Wohneigentum für junge Familien und 
den Mittelstand wieder möglich und wirksam ge-
fördert wird. Genau so, wie es eigentlich 144 auch 
in der Bundesverfassung steht (Art. 108).

Der Schlüssel dazu liegt in der Beschleunigung des 
Wohnungsbaus. Nirgendwo sonst spürt der Bürger 
die Bürokratie so direkt. Ein Dickicht an Vor-
schriften, endlose Verfahren und linke Diktate in 
den Städten verhindern, dass genügend Wohnraum 
entsteht. Weil viel zu wenig gebaut wird und 
gleichzeitig die Nachfrage steigt, explodieren die 
Preise und Mieten. Potenzial gibt es genug, auch 
ohne Neubau auf der grünen Wiese. Bestehende 
Gebäude können aufgestockt, leerstehende Büro- 
und Gewerbeflächen umgenutzt werden. Lassen 
wir im Bau wieder den gesunden Menschenver-
stand walten! Von der Planung bis zum Bagger darf 
bei Wohnraum nicht mehr als ein Jahr vergehen. 
Erfolglose Einsprachen müssen eine Kostenfolge 
haben. Und wenn der Denkmalschutz nicht einge-
grenzt wird, haben wir bald nur noch wunderschö-
ne Siedlungen, die sich keiner leisten kann.

9. Stark für die Schwachen

Wer jemals ein anderes Land bereist hat, besonders 
ausserhalb von Westeuropa, der weiss: Elend, Hun-
ger und extreme Armut existieren. Aber nicht in 
der Schweiz. Unser soziales Auffangnetz ist stark. 
Das ist ein Grund, um stolz zu sein. Über 23 Mil-
liarden Franken fliessen jedes Jahr in Sozialhilfe, 
Ergänzungsleistungen, Prämienverbilligungen und 

Invalidenrenten, und die FDP steht zu diesen So-
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in der Erwartung, dass viele andere Länder nach-
ziehen. Das hat sich nicht bestätigt. Wenn sich die 
OECD-Mindeststeuer oder ein gleichwertiges Mo-
dell bis in 5 Jahren nicht bei den wichtigsten Han-
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korrigiert

BESSER LEBEN
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Jungfreisinnige

Die Jungfreisinnigen Schweiz fordern in einem neuen Positionspapier eine 
tiefgreifende Reform der Schweizer Medienordnung. Mit einer deutlichen 
Senkung der Serafe-Gebühr, der Streichung des Unterhaltungsauftrags aus der 
Bundesverfassung und einer Teilprivatisierung der SRG wollen sie den Service 
public auf seinen Kernauftrag beschränken, die Medienlandschaft von 
Zwangsgebühren entlasten und fit für die digitale Zukunft machen. 

Die Medienwelt verändert sich rasant. Streaming-
dienste, soziale Medien und On-Demand-Angebote 
prägen den Medienkonsum vieler Menschen, ins-
besondere der jungen Generation. Doch die jetzigen 
Strukturen und Regulierungen sind nicht mehr zeit-
gemäss und werden den neuen Realitäten nicht ge-
recht. Deshalb fordern wir Jungfreisinnigen mit 
dem jüngst verabschiedeten Positionspapier eine 
umfassende Neuordnung der Medienlandschaft.

Serafe-Gebühr: 200 Franken sind genug!
Mit 335 Franken pro Haushalt erhebt die Schweiz 
eine der höchsten geräteunabhängigen Rundfunkab-
gaben weltweit – und das, obwohl vergleichbare Län-
der deutlich effizienter wirtschaften. Unser Positions-
papier baut deshalb auf einer klaren Grundforderung 
auf: Die Serafe-Gebühr ist auf 200 Franken zu redu-
zieren. Wenn sich die SRG auf einen neu formulierten 

Kernauftrag – sachliche Information, Bildung und 
Kultur – konzentriert, auf teure Unterhaltungsshows 
verzichtet und effizienter wirtschaftet, etwa indem sie 
auf überdimensionierte Reporter-Teams verzichtet, 
kann die Bevölkerung auch bei reduzierten Gebühren 
auf ein qualitativ hochwertiges Grundangebot zäh-
len. Doch die Gebühren zu senken, reicht nicht. Wir 
müssen die Strukturen anpassen, um eine zukunfts-
fähige Medienordnung zu schaffen.

Unterhaltung aus dem SRG-Auftrag streichen
Im Jahr 2024 investierte die SRG mehr als ein Fünf-
tel ihrer Mittel in Unterhaltung. Gebührengelder 
finanzieren heute seichte Satire und Katzenvideos. 
Solche Inhalte deckt der private Markt längst  
erfolgreich ab. Zwangsgebühren sollen nur dort ein-
gesetzt werden, wo ein demokratischer oder kultu-
reller Mehrwert für die Schweiz entsteht. Deshalb 

SRG teilprivatisieren!
Jungfreisinnige verabschieden neues Medienpapier

Bild: Lucio Sansano, Leiter der Arbeitsgruppe, die das neue Positionspapier Medienpolitik ausgearbeitet hat,  
bei der Vorstellung des Papiers an der Delegiertenversammlung der Jungfreisinnigen Schweiz in Fribourg.

Lucio Sansano,  
Leiter Medienpolitik Jungfreisinnige,  
Nationalratskandidat 2023 FDP BL

wollen wir den Begriff «Unterhaltung» aus dem 
Verfassungsauftrag für Radio und Fernsehen strei-
chen und zudem die Unterhaltungssparte der SRG 
ausgliedern und privatisieren. So bleiben erfolgrei-
che Formate und deren Strukturen bei tatsächlicher 
Nachfrage erhalten, ohne dass Gebührenzahler da-
für aufkommen müssen.

Mehr Ausgewogenheit  
dank künstlicher Intelligenz
Ferner trägt die SRG eine besondere Verantwortung 
für ausgewogene und neutrale Berichterstattung. 
Wiederholte Rügen und der Vorwurf politischer 
Einseitigkeit haben jedoch das Vertrauen der Be-
völkerung erschüttert. Wir fordern deshalb neue 
Kontrollmechanismen, eine breiter zusammenge-
setzte Redaktion sowie den Einsatz eines neuen 
Open-Source-KI-Tools. Dieses soll jährlich eine 
Sentiment-Analyse des gesamten Programms  
vornehmen, politische Tendenzen und die The-
menauswahl prüfen und so eine ausgewogenere 
Berichterstattung begünstigen. Die Ergebnisse  
gehören im Interesse der Demokratie und der  
Gebührenzahler transparent veröffentlicht.

Weitere Reformfelder
Unser Positionspapier geht über die SRG hinaus. 
Wir fordern:

•  mehr Digitalisierung und Subsidiarität im 
Radio- und Fernsehgesetz (RTVG),

•  eine moderne Medienpolitik zur Stärkung 
des Lokaljournalismus – durch Investitionen 
in Infrastruktur statt direkte Subventionen –,

•  strenge Transparenzauflagen für staatsnahe 
Unternehmen wie Post und Swisscom sowie 

•  eine klare Absage an die sogenannte Link-
steuer, die Inhalte künstlich verteuern und den 
freien Informationsfluss behindern würde. 

Die Hintergründe zu all 
unseren Forderungen 
finden Sie in unserem 
Positionspapier unter 
dem hier abgedruckten 
QR-Code.
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FDP Urban

In den vergangenen Jahren wurden unsere Städte zunehmend zum Schauplatz 
ideologischer Experimente der Linken. Da kann und muss die FDP 
entgegenhalten: Die FDP Urban wird künftig als Speerspitze fungieren.

Schweizer Städte sind das pulsierende Herz unseres 
Landes: Sie sind seit jeher Zentren für Innovation, 
Wirtschaft und Beschäftigung. In den letzten Jah-
ren sind sie jedoch zunehmend zum Schauplatz 

ideologischer Experimente der Linken geworden, 
was zu einer Beeinträchtigung der Lebensqualität 
und des Wohlstandes geführt hat. Egal in welcher 
Stadt, überall wiederholen sich die gleichen Probleme: Soroush Yasamy, Präsident FDP Urban

Bild: Jannik Kaiser

mangelnde Toleranz gegenüber unseren traditionellen 
Strassenmärkten, massiver Abbau von Parkplätzen, 
endlose Bauarbeiten, Werbeverbote, Strafsteuern und 
vieles mehr.

Wir müssen uns wehren, denn unsere Städte wer-
den unbewohnbar. Wir, die FDP Urban, glauben, 
dass Freiheit, Sicherheit und Verantwortung die 
Stadtpolitik leiten müssen.

Ansatz des neuen Komitees
Angesichts der wucherhaften Auswüchse der Lin-
ken spielt die FDP Urban eine wesentliche Rolle: Sie 
koordiniert die städtischen Sektionen der FDP und 
fördert gezielt liberale Lösungen in den Städten.

Unsere Organisation stellt sicher, dass die FDP-
Sektionen von Genf über Lausanne und Zürich bis 
Basel mit einer Stimme sprechen und über die Stär-
ke eines nationalen Netzwerks verfügen.

Doch unsere Rolle endet nicht hier!

In einem Kontext, in dem die Stadtpolitik einen 
direkten Einfluss auf die nationale Wirtschaft der 
Schweiz hat, kommt der FDP Urban eine wichtige 
strategische Rolle für unser Land und die Partei zu. 
Bieten wir gemeinsam den Schweizerinnen und 
Schweizern würdige Städte: mehr Sicherheit, mehr 
Freiheit, mehr Wohlstand. Die von den Linken ge-
schaffene Situation muss jetzt ein Ende haben – be-
vor es zu spät ist.

Die Speerspitze
der FDP in den Städten
Schweizer Städte als Labor für links-grüne Ideen

auf Kosten der Sicherheit unserer Bürgerinnen und Bürger

Einladung zum Fachreferat von Peter Regli
Der ehemalige Chef des Schweizer Nachrichten-
dienstes, MS ETH, Divisionär aD, äussert sich zur 
hochaktuellen Weltlage:

«Trump, Xi und Putin: Das Ende der liberalen,  
regelbasierten Weltordnung»

Mittwoch, 15. Oktober 2025, in Bern 
Kaserne, Auditorium, Papiermühlestr. 13+15, 
3000 Bern 22

Auto: im Navigationssystem «Kasernenstrasse 27» 
eingeben
ÖV: mit Tram Nr. 9 ab Bahnhof Bern bis Breiten-
rain, dann 300 m zu Fuss, via Herzogstrasse und 
Papiermühlestrasse bis zur Kaserne 

Beginn: 18.45 Uhr, Apéro
Beginn des Referats um 19.30 Uhr

Eintritt frei, keine Anmeldung notwendig
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Die Schweiz wächst – und mit ihr die Ansprüche an den Staat. Ende 2023 lebten  
fast neun Millionen Menschen in unserem Land, 1,7 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Das ist der stärkste Anstieg seit den 1960er-Jahren. Mehr Einwohnerinnen und 
Einwohner bedeuten höhere Erwartungen: schnellere Verfahren, digitale 
Dienstleistungen, verlässliche Abläufe. Natürlich braucht es dafür einen 
funktionierenden Service Public. Aber die einfache Antwort auf steigende 
Ansprüche darf nicht lauten: mehr Personal, mehr Kosten, mehr Bürokratie.

Stellenwachstum ohne spürbare Wirkung
Die Bundesverwaltung ist in den letzten andert-
halb Jahrzehnten stark gewachsen: von rund 
32 100 Vollzeitstellen im Jahr 2007 auf knapp 
39 000 im Jahr 2024 – ein Plus von gut 21 Prozent. 
Die Personalkosten legten im gleichen Zeitraum 
um über einen Drittel zu. Doch spürbar schneller, 
effizienter oder bürgernäher ist die Verwaltung 
nicht geworden. Verfahren ziehen sich hin, 
Schnittstellen bleiben kompliziert, digitale Ange-
bote sind lückenhaft. Mehr Personal hat sich nicht 
in mehr Wirkung übersetzt.

Das Problem liegt nicht bei den Mitarbeitenden, 
sondern in veralteten Strukturen, fehlender Digita-
lisierung und einer ausufernden Aufgabenpalette. 
Ein moderner Staat muss lernen, mehr Wirkung 
mit weniger Ressourcen zu erzielen. Dazu gehört, 

Routineaufgaben zu automatisieren, Prozesse konse-
quent zu digitalisieren und klare Zuständigkeiten 
zu schaffen. «Digital by default» darf keine Paro-
le bleiben, sondern muss Realität werden. Jeder 
digitalisierte Ablauf spart Kosten, entlastet das 
Personal und schafft Raum für Aufgaben, die 
menschliche Expertise erfordern.

Fokus auf das Wesentliche
Der Staat kann nicht alles leisten. Es braucht eine 
Rückbesinnung auf die Kernaufgaben. Was private 
Akteure schneller, günstiger oder effizienter erledi-
gen können, sollte nicht in die Verwaltung verlagert 
werden. Doppelspurigkeiten zwischen Bund, Kanto-
nen und Gemeinden müssen konsequent abgebaut 
werden. Klare Verantwortlichkeiten reduzieren nicht 
nur den Personalbedarf, sondern machen die Ver-
waltung auch transparenter und bürgerfreundlicher.

Service Public

Bild: Simone Richner

Weniger Stellen, 
mehr Service 
Warum wir den Staat neu denken müssen 

Gleichzeitig muss anerkannt werden: Ein Service 
Public verändert sich nicht allein durch politische 
Reformen von aussen. Auch die Menschen, die in 
der Verwaltung arbeiten, prägen Strukturen und 
Kultur. Je stärker liberale Köpfe dort Verantwortung 
übernehmen, desto mehr setzen sich Werte wie Effi-
zienz, Eigenverantwortung und Innovation im All-
tag durch. Nur wenn diese Haltung auch von innen 
gelebt wird, kann sich der Staat nachhaltig erneuern.

Unsere liberale Vision
Die FDP Service Public steht für einen starken, 
aber schlanken Staat. Unser Ziel ist Qualität statt 
Quantität: gezielte Investitionen dort, wo sie unver-
zichtbar sind, Digitalisierung überall, wo sie mög-
lich ist, und eine klare Fokussierung auf die Kern-
aufgaben des Staates.

Die Schweiz braucht eine Verwaltung, die Verant-
wortung übernimmt, Ergebnisse liefert und Res-
sourcen effizient einsetzt. Ein schlanker Staat ist 
kein schwacher Staat. Unsere Vision ist ein Service 
Public, der weniger kostet, weniger Personal bindet 
und dennoch mehr leistet – digital, bürgernah und 
zukunftsfähig.

Simone Richner,  
Präsidentin FDP Service Public

Mitgestalten statt zuschauen

Eine effiziente Verwaltung entsteht nicht von 
selbst. Sie braucht Führung, Engagement und 
liberale Stimmen – innen wie aussen.

Werden Sie Mitglied der FDP Service Public 
und helfen Sie mit, den Staat von morgen  
zu gestalten. Gemeinsam schaffen wir einen  
Service Public, der liefert.
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Werden Sie Mitglied der FDP Service Public 
und helfen Sie mit, den Staat von morgen  
zu gestalten. Gemeinsam schaffen wir einen  
Service Public, der liefert.

15Nr. 3 | 12. September 2025

FAKTEN STATT BEHAUPTUNGEN

Die Bilateralen III
progresuisse setzt sich für eine offene, erfolgreiche und vernetzte
Schweiz ein. Dafür fördern wir eine faktenbasierte, konstruktive
Debatte über die Bilateralen III. Damit Substanz statt Schlagworte
zählen, haben wir den Bilabot entwickelt – einen KI-Assistenten,
der auf offiziellen Dokumenten, Gutachten sowie Studien zu den
Bilateralen III basiert.

Bilden Sie sich jetzt Ihre eigene Meinung – mit dem Bilabot.

Mehr erfahren unter
progresuisse.ch

Abstimmungen

Unsere Parolen 
für die nationalen Abstimmungen vom 18. September 2025
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Schweiz–Europa

Neue bilaterale Verträge Schweiz–EU

Entscheidungsprozess der FDP 

Während die FDP sich schon immer für die Bilateralen I und II einsetzte, ist ihre Position zu den neuen Verträgen mit der 
Europäischen Union (EU), die in den letzten Wochen und Monaten für viel Wirbel sorgten, noch offen. Die FDP prüft 
derzeit sorgfältig die Vor- und Nachteile für die Schweizer Bevölkerung und die Unternehmen, bevor die Delegierten an 
der Delegiertenversammlung vom 18. Oktober 2025 über die Positionierung der Partei entscheiden werden.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind die wich-
tigsten Handelspartner der Schweiz. Umso wich-
tiger ist es daher, dass wir verlässliche und stabile 
Beziehungen zum europäischen Wirtschaftsraum 
haben. Gleichzeitig müssen die Vor- und Nachtei-
le der neuen Verträge sorgfältig geprüft werden. 
Anders als andere Parteien jubelt die FDP die 
Verträge weder hoch, noch verdammt sie sie vor-
eilig.

In diesem Sinne hat die FDP eine zwölfköpfige 
Arbeitsgruppe eingesetzt, welche die Verträge nun 
genau prüft. Ziel der Gruppe ist es:

1  Die Freiheit und Souveränität der Schweiz 
zu bewahren, damit wir auch in Zukunft 
über die Geschicke unseres Landes selbst 
entscheiden können.

2  Den Wohlstand zu erhalten, den sich die 
Schweiz mit Fleiss, Geschick und unter 
glücklichen Umständen sowie mit enger 
wirtschaftlicher Vernetzung erarbeitet hat.

Auf Bitte der Parteipräsidentenkonferenz hat die 
Arbeitsgruppe zwei Aufgaben:

1  Die Erarbeitung von Vorschlägen, die den 
Delegierten der FDP unterbreitet werden, und 
die Haltung der FDP zu den Verträgen und 
deren inländischer Umsetzung definieren.

2  Die Vernehmlassung dieser Vorschläge in 
den Parteigremien, in der eidgenössischen 
Fraktion sowie die Präsentation der Vor-
schläge gegenüber den Delegierten.

In einem letzten Schritt werden dann sämtliche 
eidgenössischen Delegierten der FDP anlässlich 
der kommenden Delegiertenversammlung am 
18. Oktober 2025 über die Positionierung der 
Partei entscheiden.
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25 Jahre Bilaterale
Erfolgsmodell mit Zukunft

Die Schweiz ist Weltmeisterin im Globalisieren. 
Kein Zufall – sondern Strategie. Als kleines Land 
ohne Rohstoffe in der Mitte Europas haben wir 
unsere Wirtschaftsbeziehungen breit diversifi-
ziert. Ein Erfolgsrezept.

Doch so global wir auch denken: Geografisch blei-
ben wir mitten in Europa. Und unser wichtigster 
Partner ist die EU – historisch kompliziert, aber 
unverzichtbar.

Der bilaterale Weg ist das beste Beispiel. Ursprüng-
lich als Provisorium gedacht, ist er seit 25 Jahren 
eine Erfolgsgeschichte. Eine massgeschneiderte, 
eigenständige, ja, freisinnige Lösung zwischen Al-
leingang und Beitritt.

Aber: Für die EU ist Stillstand keine Option. Für 
die Schweiz auch nicht. Während sich der Binnen-
markt dynamisch weiterentwickelt, bleiben unsere 
Verträge statisch. Institutionelle Regeln für die 
Rechtsübernahme (nur dort, wo wir uns am EU-
Markt beteiligen wollen) und für die Streitbeile-
gung sind für Brüssel die Bedingung, damit der 
bilaterale Weg weitergeht.

Der Bundesrat hat alle Alternativen geprüft. Das 
Fazit ist klar: Der bilaterale Weg dient den Interes-
sen der Schweiz am besten. Darum wollen wir ihn 
stabilisieren und weiterentwickeln.

Darum lohnt sich das Paket:
•  À la carte gesicherter Zugang zum EU-Bin-

nenmarkt dank den Bilateralen I (Luft- und 

Landverkehr, Warenhandel, Landwirtschafts-
produkte, Freizügigkeit der Arbeitnehmen-
den).

•  Ein Stromabkommen für mehr Versorgungs-
sicherheit.

•  Ein Gesundheitsabkommen zum Schutz 
unserer Bevölkerung.

•  Ein Lebensmittelsicherheitsabkommen für 
hochwertige Produkte auf unseren Tellern.

•  Teilnahme an Forschungsprogrammen wie 
Horizon.

Was für die Schweiz gesichert bleibt:
• Direkte Demokratie: bleibt unangetastet.
•  Schiedsgericht: entscheidet im Streitfall, der 

EuGH erhält keine neuen Kompetenzen.
•  Beihilfenregelung: nur in den Abkommen 

Strom, Land- und Luftverkehr.
•  Personenfreizügigkeit: weiterhin nur für Per-

sonen mit Arbeitsvertrag. Keine Einwande-
rung in die Sozialwerke. Neu: eine Schutz-
klausel bei grossen wirtschaftlichen oder 
sozialen Schwierigkeiten.

 • Lohnschutz: bleibt gewährleistet.

Kurz: Während das institutionelle Rahmenabkom-
men zu stark die EU-Perspektive widerspiegelt hat, 
bietet das neue Paket einen fairen Interessenaus-
gleich. Genau das forderte das FDP-Positionspapier 
von 2022 – und genau das haben wir erreicht.

Warum jetzt? 
Weil die Welt sehr unruhig ist: Krieg in und um 
Europa (Ukraine, Naher Osten, Sudan usw.), neue 

Blockbildungen, mehr Handelsbarrieren, Rückkehr 
der Machtpolitik. Die Geografie schafft Fakten. 

Deshalb gilt es, die Beziehungen mit der EU zu sta-
bilisieren, mit den USA Lösungen für Handelsbar-
rieren zu suchen und das Freihandelsabkommen mit 
China zu modernisieren. Diese drei Partner sind für 
unseren Wohlstand unverzichtbar: die EU an erster 
Stelle mit dem weitaus grössten Handelsvolumen, 
gefolgt von den USA (ein Drittel davon) und China 
(ein Zehntel). Es geht nicht darum, zwischen ihnen 
zu wählen, sondern alle drei zu pflegen.

Das neue Paket mit der EU gibt uns Stabilität. In 
einer unsicheren Welt ist das Gold wert. Der bila-
terale Weg ist keine Nostalgie – er ist eine strate-
gische Notwendigkeit.

Oder, um es mit Gottfried Keller zu sagen: «Frei-
heit muss erkämpft, Wohlstand verdient und Unab-
hängigkeit immer wieder neu gesichert werden.»

Ignazio Cassis, Bundesrat,  
Vorsteher Eidgenössisches Departement für  
auswärtige Angelegenheiten (EDA)Handelszahlen und Handelsentwicklung der drei wichtigsten Partner EU, USA und China seit 1988.

Wichtigste Handelspartner, gemessen an der Summe 
der Exporte und Importe im Jahr 2023 (gerundete 
Beträge). Quelle: Eidgenössisches Departement für 
auswärtige Angelegenheiten.
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1999 war es unser FDP-Bundesrat Pascal Couche-
pin, der die ersten bilateralen Verträge unterzeich-
nete, die der Schweizer Wirtschaft einen massge-
schneiderten Zugang zum europäischen Binnen-
markt ermöglichten. Die Bilateralen haben uns 
seither Wohlstand, Sicherheit und Stabilität ge-
bracht. Vor über zehn Jahren waren es unsere frei-
sinnigen Bundesräte Didier Burkhalter und Johann 
Schneider-Ammann, die als Aussen- und Wirt-
schaftsminister die Stabilisierung und Weiterent-
wicklung des bilateralen Weges angestossen haben. 
Der Schweizer Mittelstand ist dank der wirt-
schaftlichen Offenheit vermögend geworden. Als 
Exportnation verdienen wir zwei von fünf Franken 
im Handel mit dem Ausland. Die Hälfte der 
Schweizer Warenexporte geht in die EU, unsere 
wichtigste Handelspartnerin. Vor allem für 
Schweizer KMU, die über keine eigenen Standbei-
ne in der EU verfügen, ist der hindernisfreie Markt-
zugang absolut essenziell.

Im europäischen Vergleich beschreitet die Schweiz 
mit den Bilateralen einen einzigartigen Sonder-
weg. Wo es in unserem Interesse liegt, haben wir 
massgeschneiderte Abkommen abgeschlossen, in 
den allermeisten Bereichen bleiben wir Drittstaat 
und regeln autonom. Die bilateralen Abkommen 
haben nicht nur den Handel zwischen der Schweiz 
und der EU vereinfacht, sondern auch die Zusam-
menarbeit in vielen anderen Bereichen gestärkt, 
etwa beim Luft- und Landverkehr, bei der Land-
wirtschaft, der Strafverfolgung und beim Asylwe-
sen. Zudem ermöglichen sie uns die Zusammen-

arbeit in EU-Programmen wie beispielsweise in der 
Forschung, beim Zugang zu Satelliten oder in Poli-
zei- und Sicherheitsaufgaben.

Heute tragen wir die Verantwortung, diesen erfolg-
reichen Weg in die Zukunft zu führen. Die geopoli-
tische Lage ist so unsicher wie seit dem Zweiten 
Weltkrieg nicht mehr, die USA sind kein verlässli-
cher Handelspartner mehr, und der internationale 
Wettbewerb verschärft sich. In dieser Situation 
braucht unser Land Stabilität – und dafür braucht 
es verlässliche Beziehungen zu unseren wichtigsten 
Partnern. Die Bilateralen III sichern die heutigen 
Abkommen ab und schaffen Rechtssicherheit für 
unsere Wirtschaft. 

Grundsatzentscheid:
bilateraler Weg – ja oder nein?
Der bilaterale Weg hat sich für die Schweiz als 
Erfolgsmodell erwiesen. Der Status quo erodiert 
und ist somit keine langfristige Option. So stehen 
wir vor einem Grundsatzentscheid: Wenn wir wei-
terhin den bilateralen Weg gehen wollen, müssen 
wir die bestehenden Abkommen modernisieren. 
Ohne eine Modernisierung erodieren die bilateralen 
Abkommen weiter, und die Schweiz verliert den 
präferierten Zugang zum EU-Markt, welcher durch 
die Bilateralen garantiert ist. Die Schweiz würde in 
für uns zentralen Bereichen wie Handel oder Ver-
kehr schrittweise zum Drittstaat.

Liebe Freisinnige – heute müssen wir uns die Frage 
stellen: Was für eine Schweiz wollen wir? Stehen 

Europa

Entwicklung BIP in der Schweiz: Während wir Schwankungen im BIP-Wachstum zu den Vorjahren erlebt haben, 
hat das BIP pro Kopf seit der Unterzeichnung der Bilateralen I 1999 um über 50 Prozent zugenommen (links, blau: 
CHF; rechts, orange: %).

Verantwortung für unseren Wohlstand

Argumente für die neuen Verträge mit der EU

Simon Michel, 
Nationalrat Solothurn

wir zu unseren Wurzeln, indem wir im Interesse des 
Mittelstandes und der KMU gute Rahmenbedin-
gungen schaffen und damit die Basis für eine pros-
perierende Zukunft der Schweiz legen? Nehmen 
wir als FDP die neue geopolitische Realität ernst 
und sichern uns gute Beziehungen mit unseren 
Nachbarn? Oder beenden wir die Errungenschaften 
aus 25 Jahren gemeinsamen Weges?

Die Verträge sind nicht perfekt. Aber es gibt kei-
ne perfekten Verträge. Es ist immer ein Geben 
und ein Nehmen. Wir behalten den vollen Zu-
gang zum Binnenmarkt, ohne EU-Mitglied sein 
zu müssen. Wir regeln dort, wo wir regeln wol-
len, überall sonst nicht. Wir übernehmen mit 
den Bilateralen III gerade einmal 95 von rund 
14 000 EU-Rechtsakten, abschliessend. Der Streit-
schlichtungsmechanismus bedeutet nichts anderes 
als Fairness. Er sorgt dafür, dass die Schweiz ihre 
Rechte einfordern kann, wenn sie im Binnenmarkt 
benachteiligt wird, und umgekehrt. Das ist ein 
Schutzschild – kein Souveränitätsverlust – und ein 
echter Vorteil gegenüber heute. 

Auf der anderen Seite generieren wir potenzielle 
Mehrkosten im Familiennachzug von gut 50 
Millionen Franken und erhalten einen Automa-
tismus in der Übernahme von Bestimmungen – 
aber natürlich nur in den Bereichen, in denen 
wir das wollen, nirgends sonst. Und falls wir 
trotzdem irgendeinmal etwas wirklich nicht mehr 
möchten, dann können wir den Vertrag künden. Es 
sind Verträge. Wir werden im politischen Prozess 
einige der vorgelegten Gesetze verbessern müs-
sen. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Massnah-
me im Bereich des erweiterten Kündigungsschutzes 
lehnen wir zum Beispiel ab. Sie ist sachfremd und 
wurde von den Gewerkschaften eingebracht.

Wie sagen JA, weil:
• wir den Schweizer Wohlstand sichern möchten; 
•  wir stabile Beziehungen mit unseren wichtigs-

ten Partnern brauchen;
•  wir an eine zukunftsfähige Schweiz glauben.

Die Bilateralen III sind kein Risiko – sie sind eine 
Chance und Investition in unsere Zukunft. Eine 
Zukunft, die wir als FDP mitgestalten wollen.
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Die Schweiz braucht verlässliche Beziehungen zur EU. Doch die vorliegenden 
Verträge bedeuten eine unumkehrbare Passivmitgliedschaft und setzen unsere 
demokratische Ordnung ohne substanziellen Nutzen unter Druck.

Die Schweiz ist wirtschaftlich eng mit der EU ver-
bunden. Die Unternehmen, Hochschulen beider 
Seiten und letztlich wir alle profitieren vom  
Zugang zum Markt, von der Forschungszusam-
menarbeit oder von vereinfachten Reisen. Stabile 
vertragliche Beziehungen sind deshalb im gegen-
seitigen Interesse.

Die neuen EU-Verträge sind jedoch mit zentralen 
Prinzipien unseres Staatsverständnisses nicht ver-
einbar. Es geht um Grundsätzliches: das Primat des 
Volksentscheids und eine eigenständige Steuerung 
der Zuwanderung.

1  Dynamische Rechtsübernahme: Sanktionen 
bei Volksentscheid
Kern des neuen Vertragswerks ist die  

«dynamische Rechtsübernahme». Künftig würde 
Brüssel entscheiden, was in den sektoriellen Ab-
kommen gilt. Neue Regeln der EU würden quasi 
automatisch übernommen, sofern sie einen Zusam-
menhang mit einem Vertragsgebiet aufweisen. Das 
Schweizer Parlament müsste sie unter Zeitdruck 
durchwinken – bei Ablehnung drohen Sanktionen.

Auch ein demokratischer Volksentscheid gegen 
eine neue Regel würde mit Sanktionen belegt wer-

den. Denn im Vertrag ist vorgesehen, dass jegliche 
Abweichungen zu einseitigen Sanktionen der EU 
führen. Das Schweizer Stimmvolk dürfte also noch 
abstimmen, aber nur unter der Drohung von Sank-
tionen. Das entwertet unsere direkte Demokratie 
nachhaltig.

2 Geringer wirtschaftlicher Nutzen
Der Bundesrat begründet das Vertragswerk 
mit wirtschaftlichen Argumenten. Doch 

selbst wenn – was kaum realistisch ist – alle bishe-
rigen bilateralen Verträge aufgehoben würden, zei-
gen die Zahlen ein anderes Bild: Eine vom Bund in 
Auftrag gegebene Studie kommt zum Schluss, dass 
das Bruttoinlandprodukt pro Kopf über 20 Jahre 
kumuliert um nur 1,65 Prozent weniger wachsen 
würde. Das entspricht etwa 0,08 Prozent pro Jahr – 
weniger als einem Promille. Für diesen minimalen 
Effekt sollten wir unsere politische Eigenständig-
keit nicht so stark einschränken.

3 Migration: 
Die Realität übertrifft alle Prognosen
Ein besonders sensibler Punkt ist die Zu-

wanderung – u. a. mit negativen Folgen für den 
Wohnungsmarkt. Die Erfahrung mit der Personen-

EU-Verträge 
nicht um jeden Preis!
Argumente gegen die neuen Verträge mit der EU

Filippo Leutenegger,  
Co-Präsident Arbeitsgruppe EU-Verträge

freizügigkeit zeigt: Die Prognosen lagen massiv 
daneben. Im Abstimmungskampf zur Einführung 
der Personenfreizügigkeit im Jahr 2000 prognosti-
zierte der Bundesrat netto maximal 10 000 Zuwan-
derer pro Jahr aus der EU. Tatsächlich kamen in den 
folgenden rund 20 Jahren im Schnitt über 40 000 
Personen pro Jahr – 2024 sogar über 50 000. Statt 
der prognostizierten 200 000 Personen wanderten 
nahezu ein Million Personen ein. 

Die neue Unionsbürgerrichtlinie, die im Rahmen 
der Verträge übernommen werden soll, würde die-
sen Trend verstärken: Mit dem erleichterten Fami-
liennachzug könnten Nichterwerbstätige sogar aus 
Drittstaaten einfach in die Schweiz einreisen, Dau-
eraufenthalt erhalten und eine Ausweisung wäre 
kaum mehr möglich. Die ausgehandelte Schutz-
klausel ist eine Fehlkonstruktion und wird kaum je 
Anwendung finden – ein Papiertiger.

4 Kohäsionsbeitrag ohne eigenständig be-
stimmbare Zweckbindung
Die Schweiz soll jährlich 350 Millionen 

Franken Kohäsionsbeitrag leisten – ohne eigenstän-
dig bestimmen zu können, wohin das Geld geht. 
Mit einem Bruchteil dieser gewaltigen Summe von 
3,5 Milliarden über zehn Jahre könnte man inländi-
sche KMU gezielt unterstützen, um den administ-
rativen Aufwand im EU-Handel zu bewältigen.

Nein nach sorgfältiger Güterabwägung
Ja, die Schweiz will stabile Beziehungen zur EU – 
aber nicht um jeden Preis. Die neuen Verträge 
schränken unsere Souveränität zu stark ein. Sie 
schaffen unumkehrbar eine passive EU-Teilmit-
gliedschaft und bringen keine substanziellen 
wirtschaftlichen Vorteile. Statt dynamischer 
Rechtsübernahme braucht es Verhandlungen auf 
Augenhöhe. Statt institutioneller Anbindung 
brauchen wir funktionierende sektorielle Abkom-
men, wie sie heute bestehen. Das ist kein Nein zur 
EU, sondern ein JA zur direktdemokratischen 
Schweiz.
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Nachbarn? Oder beenden wir die Errungenschaften 
aus 25 Jahren gemeinsamen Weges?

Die Verträge sind nicht perfekt. Aber es gibt kei-
ne perfekten Verträge. Es ist immer ein Geben 
und ein Nehmen. Wir behalten den vollen Zu-
gang zum Binnenmarkt, ohne EU-Mitglied sein 
zu müssen. Wir regeln dort, wo wir regeln wol-
len, überall sonst nicht. Wir übernehmen mit 
den Bilateralen III gerade einmal 95 von rund 
14 000 EU-Rechtsakten, abschliessend. Der Streit-
schlichtungsmechanismus bedeutet nichts anderes 
als Fairness. Er sorgt dafür, dass die Schweiz ihre 
Rechte einfordern kann, wenn sie im Binnenmarkt 
benachteiligt wird, und umgekehrt. Das ist ein 
Schutzschild – kein Souveränitätsverlust – und ein 
echter Vorteil gegenüber heute. 

Auf der anderen Seite generieren wir potenzielle 
Mehrkosten im Familiennachzug von gut 50 
Millionen Franken und erhalten einen Automa-
tismus in der Übernahme von Bestimmungen – 
aber natürlich nur in den Bereichen, in denen 
wir das wollen, nirgends sonst. Und falls wir 
trotzdem irgendeinmal etwas wirklich nicht mehr 
möchten, dann können wir den Vertrag künden. Es 
sind Verträge. Wir werden im politischen Prozess 
einige der vorgelegten Gesetze verbessern müs-
sen. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Massnah-
me im Bereich des erweiterten Kündigungsschutzes 
lehnen wir zum Beispiel ab. Sie ist sachfremd und 
wurde von den Gewerkschaften eingebracht.

Wie sagen JA, weil:
• wir den Schweizer Wohlstand sichern möchten; 
•  wir stabile Beziehungen mit unseren wichtigs-

ten Partnern brauchen;
•  wir an eine zukunftsfähige Schweiz glauben.

Die Bilateralen III sind kein Risiko – sie sind eine 
Chance und Investition in unsere Zukunft. Eine 
Zukunft, die wir als FDP mitgestalten wollen.

19Nr. 3 | 12. September 2025

Europa

Die Schweiz braucht verlässliche Beziehungen zur EU. Doch die vorliegenden 
Verträge bedeuten eine unumkehrbare Passivmitgliedschaft und setzen unsere 
demokratische Ordnung ohne substanziellen Nutzen unter Druck.

Die Schweiz ist wirtschaftlich eng mit der EU ver-
bunden. Die Unternehmen, Hochschulen beider 
Seiten und letztlich wir alle profitieren vom  
Zugang zum Markt, von der Forschungszusam-
menarbeit oder von vereinfachten Reisen. Stabile 
vertragliche Beziehungen sind deshalb im gegen-
seitigen Interesse.

Die neuen EU-Verträge sind jedoch mit zentralen 
Prinzipien unseres Staatsverständnisses nicht ver-
einbar. Es geht um Grundsätzliches: das Primat des 
Volksentscheids und eine eigenständige Steuerung 
der Zuwanderung.

1  Dynamische Rechtsübernahme: Sanktionen 
bei Volksentscheid
Kern des neuen Vertragswerks ist die  

«dynamische Rechtsübernahme». Künftig würde 
Brüssel entscheiden, was in den sektoriellen Ab-
kommen gilt. Neue Regeln der EU würden quasi 
automatisch übernommen, sofern sie einen Zusam-
menhang mit einem Vertragsgebiet aufweisen. Das 
Schweizer Parlament müsste sie unter Zeitdruck 
durchwinken – bei Ablehnung drohen Sanktionen.

Auch ein demokratischer Volksentscheid gegen 
eine neue Regel würde mit Sanktionen belegt wer-

den. Denn im Vertrag ist vorgesehen, dass jegliche 
Abweichungen zu einseitigen Sanktionen der EU 
führen. Das Schweizer Stimmvolk dürfte also noch 
abstimmen, aber nur unter der Drohung von Sank-
tionen. Das entwertet unsere direkte Demokratie 
nachhaltig.

2 Geringer wirtschaftlicher Nutzen
Der Bundesrat begründet das Vertragswerk 
mit wirtschaftlichen Argumenten. Doch 

selbst wenn – was kaum realistisch ist – alle bishe-
rigen bilateralen Verträge aufgehoben würden, zei-
gen die Zahlen ein anderes Bild: Eine vom Bund in 
Auftrag gegebene Studie kommt zum Schluss, dass 
das Bruttoinlandprodukt pro Kopf über 20 Jahre 
kumuliert um nur 1,65 Prozent weniger wachsen 
würde. Das entspricht etwa 0,08 Prozent pro Jahr – 
weniger als einem Promille. Für diesen minimalen 
Effekt sollten wir unsere politische Eigenständig-
keit nicht so stark einschränken.

3 Migration: 
Die Realität übertrifft alle Prognosen
Ein besonders sensibler Punkt ist die Zu-

wanderung – u. a. mit negativen Folgen für den 
Wohnungsmarkt. Die Erfahrung mit der Personen-

EU-Verträge 
nicht um jeden Preis!
Argumente gegen die neuen Verträge mit der EU

Filippo Leutenegger,  
Co-Präsident Arbeitsgruppe EU-Verträge

freizügigkeit zeigt: Die Prognosen lagen massiv 
daneben. Im Abstimmungskampf zur Einführung 
der Personenfreizügigkeit im Jahr 2000 prognosti-
zierte der Bundesrat netto maximal 10 000 Zuwan-
derer pro Jahr aus der EU. Tatsächlich kamen in den 
folgenden rund 20 Jahren im Schnitt über 40 000 
Personen pro Jahr – 2024 sogar über 50 000. Statt 
der prognostizierten 200 000 Personen wanderten 
nahezu ein Million Personen ein. 

Die neue Unionsbürgerrichtlinie, die im Rahmen 
der Verträge übernommen werden soll, würde die-
sen Trend verstärken: Mit dem erleichterten Fami-
liennachzug könnten Nichterwerbstätige sogar aus 
Drittstaaten einfach in die Schweiz einreisen, Dau-
eraufenthalt erhalten und eine Ausweisung wäre 
kaum mehr möglich. Die ausgehandelte Schutz-
klausel ist eine Fehlkonstruktion und wird kaum je 
Anwendung finden – ein Papiertiger.

4 Kohäsionsbeitrag ohne eigenständig be-
stimmbare Zweckbindung
Die Schweiz soll jährlich 350 Millionen 

Franken Kohäsionsbeitrag leisten – ohne eigenstän-
dig bestimmen zu können, wohin das Geld geht. 
Mit einem Bruchteil dieser gewaltigen Summe von 
3,5 Milliarden über zehn Jahre könnte man inländi-
sche KMU gezielt unterstützen, um den administ-
rativen Aufwand im EU-Handel zu bewältigen.

Nein nach sorgfältiger Güterabwägung
Ja, die Schweiz will stabile Beziehungen zur EU – 
aber nicht um jeden Preis. Die neuen Verträge 
schränken unsere Souveränität zu stark ein. Sie 
schaffen unumkehrbar eine passive EU-Teilmit-
gliedschaft und bringen keine substanziellen 
wirtschaftlichen Vorteile. Statt dynamischer 
Rechtsübernahme braucht es Verhandlungen auf 
Augenhöhe. Statt institutioneller Anbindung 
brauchen wir funktionierende sektorielle Abkom-
men, wie sie heute bestehen. Das ist kein Nein zur 
EU, sondern ein JA zur direktdemokratischen 
Schweiz.
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Abstimmungen

Fanny Dietschi, Verantwortliche «Freisinn» 

Das Volk entscheidet am 28. September über zwei verknüpfte Vorlagen. Zum einen 
soll der Eigenmietwert per Bundesgesetz abgeschafft werden. Zum anderen wurde 
eine Verfassungsänderung beschlossen, mit der die Kantone neu die Möglichkeit 
erhalten, eine Immobiliensteuer auf Zweitwohnungen einzuführen.

Woher kommen der Eigenmietwert und die 
Besteuerung eines fiktiven Einkommens?
Zu Beginn gab es in der Schweiz keine direkten 
Steuern auf Bundesebene und die Einnahmen des 
Bundes bestanden bis zum Ersten Weltkrieg fast aus-
schliesslich aus Zolleinnahmen. Mit dem Ausbruch 
des Ersten Weltkriegs 1914, dem damit verbundenen 
Einbruch der Zolleinnahmen und den Kosten der 
Mobilmachung sah sich der Bund jedoch gezwun-
gen, 1915 erstmals eine direkte Steuer zu erheben.

Nachdem 1929 der Börsencrash in New York zu 
einer weltweiten Wirtschaftskrise geführt hatte, be-
schloss der Bundesrat 1934 die Einführung des 
Eigenmietwerts. Die Idee dahinter war einfach: 
Bürgerinnen und Bürger, die aufgrund des Fehlens 
von Wohneigentum Miete zahlen mussten, waren 
finanziell schlechter gestellt als jene mit Eigenheim. 
Diese Ungleichheit sollte durch die Erhebung einer 
Steuer auf den Eigenmietwert ausgeglichen werden.

Warum soll der Eigenmietwert 
abgeschafft werden?
Seit der Weltwirtschaftskrise der 1930er-Jahre haben 
sich die Schweiz und unsere Gesellschaft gewandelt. 

Das heutige System führt nicht zu einer finanziellen 
Entlastung der Mieterinnen und Mieter, sondern viel 
mehr zu einer Belohnung der Verschuldung: Wer seine 
Hypothek nicht abbezahlt, profitiert steuerlich. Mit der 
Abschaffung des Eigenmietwertes wird dieser Fehlan-
reiz korrigiert und die Eigenverantwortung von Wohn-
eigentümerinnen und Wohneigentümern gestärkt.

Hinzu kommt, dass der Eigenmietwert Familien und 
ältere Menschen, die ihr Eigentum bereits abbezahlt 
haben, steuerlich gegenüber Personen mit hohen 
Hypothekarschulden benachteiligt.

Zuletzt liegt die Einführung einer kantonalen Objekt-
steuer in der Kompetenz der Kantone. Diese ist kein 
Zwang, sondern ein freiwilliges Instrument zur Ab-
federung allfälliger Steuerausfälle.

Was ändert sich mit der Abschaffung  
des Eigenmietwerts?
1.  Die Besteuerung des Eigenmietwerts wird ab-

geschafft – und zwar sowohl für selbst genutz-
te Haupt- als auch für Zweitwohnungen. Im 
Gegenzug entfallen die bisherigen Abzüge für 
Unterhaltskosten.

«Ja» zur Abschaffung

des Eigenmietwerts 
Ein Blick zurück in die Geschichte

Bild: Ständerat Hans Wicki (NW) vertrat die Ja-Parole zur Abschaffung des Eigenmietwerts. Foto: Jannik Kaiser

Beim Eigenmietwert handelt es sich um ein 
Überbleibsel der im Ersten Weltkrieg eingeführten 
Kriegssteuer. Im Bild: Infanterie Rekrutenschule vor der 
Kaserne Zürich während des Ersten Weltkrieges, 
Schweizerisches Bundesarchiv  
(CH-BAR#E27#1000/721#14096#333*).

Amerikanische Briefmarke von 1998, welche an den 
Börsencrash von 1929 und die damit verbundene 
Weltwirtschaftskrise der 1930er-Jahre erinnert. Foto, 
Valérie Loiseleux

2.  Während einer Übergangsphase können beim 
Kauf einer Erstwohnung Schuldzinsen für eine 
gewisse Zeit abgezogen werden.

3.  Der Schuldzinsenabzug für vermietete Immo-
bilien bleibt wie bisher bestehen.

4.  Die Kantone können weiterhin Abzüge zulas-
sen, beispielsweise für Energiesparmassnah-
men, Umweltschutz oder Abbruchkosten.

5.  Unterhaltskosten an schützenswerten, histori-
schen Gebäuden bleiben abzugsfähig – sofern 
sie notwendig sind und nicht bereits durch Sub-
ventionen gedeckt werden.

6.  Der Abzug von privaten Schuldzinsen wird ein-
geschränkt und ist nur noch anteilig möglich.
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faire-steuern.ch

Ungerechte Geistersteuer
endlich abschaffen!
Wohneigentümer zahlen mit dem Eigenmietwert Steuern auf ein fiktives Einkommen.
Dieses Einkommen gibt es gar nicht. Der Staat hat es frei erfunden.

Die Geistersteuer Eigenmietwert ist ungerecht. Sie belastet insbesondere ältere
Menschen, aber auch junge Familien. Gemäss Bund leiden vor allemWohneigentümer
mit tiefem Einkommen unter der Steuer.

Der Eigenmietwert bestraft alle, dieWohneigentum haben oder erwerben wollen.
AuchWohnträume vonMieterinnen undMietern sind betroffen.

Besonders störend: Schuldenmachen wird belohnt.Die Reform der Wohneigentums-
besteuerungmacht damit Schluss. Sie ist ausgewogen und fair.

JA
zu fairen
Steuern

Am 28. Sept.
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Mit der «Grenzschutz-Initiative» der SVP nimmt die wählerstärkste Partei erneut die Personenfreizügigkeit und die  
damit verbundenen Schengener Vertragswerke ins Visier. Die Annahme dieser Initiative hätte für die Polizistinnen  
und Polizisten in unserem Land verheerende Folgen, da sie dadurch auf mindestens einem Auge blind wären.

Was ist das Schengener Informationssystem?
Mit dem Beitritt der Schweiz zu Schengen/Dublin 
erhielten die Schweizer Polizistinnen und Polizisten 
Zugang zum Schengener Informationssystem (SIS).

Im SIS werden Gegenstände wie gestohlene oder 
verlorene Ausweisdokumente, Fahrzeuge oder Waf-
fen veröffentlicht. Was aber noch viel wichtiger ist: 
Auch Personen werden ausgeschrieben. Dabei han-
delt es sich nicht nur um Personen, die verhaftet 
werden müssen, sondern auch um solche, die direkt 
oder indirekt mit organisierter Kriminalität (bei-
spielsweise Menschen- oder Drogenhandel) oder 
mit Terrororganisationen in Verbindung stehen, ter-
roristisches Gedankengut vertreten oder nicht in 
den Schengen-Raum einreisen dürfen. Davon be-
troffen sind auch in der Schweiz verurteilte Straf-
täter wie beispielsweise Einbrecher.

Welche Auswirkungen hat der Wegfall des SIS?
Heute stehen der Polizei bei Verkehrs- oder Perso-
nenkontrollen die Informationen des SIS zur Ver-
fügung, woraus Festnahmen von gesuchten Perso-
nen erfolgen können. Ebenso können durch gezielte 

Fragen Informationen zu den (Reise-)Absichten 
einer Person gewonnen und an die entsprechenden 
Polizeikorps weitergeleitet werden.

Sollte die Grenzschutz-Initiative angenommen 
werden, würden diese Informationen wegfallen 
und unsere Polizistinnen und Polizisten auf der 
Strasse wüssten nicht mehr, wen sie vor sich ha-
ben. Sie wären also mindestens auf einem Auge 
«blind».

Aber auch für die Schweizer Polizeikorps hätte der 
Wegfall des SIS unschöne Nebenwirkungen. Der 
internationale Datenaustausch mit anderen Polizei- 
und Grenzschutzorganisationen müsste neu verhan-
delt werden. Bis dahin wären die schweizerischen 
Sicherheitsorgane im Ungewissen darüber, wie und 
wann sich Gruppierungen, sei es der organisierten 
Kriminalität oder Terroristen, organisieren oder 
was sie planen.

Zusammenfassend ist klar, dass durch den Wegfall 
des SIS ein wichtiges Instrument zur Wahrung der 
inneren Sicherheit verloren ginge.

Kampagnen

Chaosinitiative der SVP – 

eine Gefahr für die Schweiz 
Weshalb ein Polizist die Initiative entschieden ablehnt

Bild: Matrix, Egor Suvorov (Symbolbild)

Flurin Schmid, Polizist,  
Vizepräsident des Verbandes der Kantons-
polizei St. Gallen, Präsident FDP Toggenburg
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Rückblick

Die Einführung der neuen FDP-Mitgliederdatenbank Tocco steht unmittelbar bevor. Das 
Tocco-Projektteam biegt somit in die Zielgerade ein, es ist bestens auf den Go live 
vorbereitet. Dabei geht es um viel: Mit Tocco startet eine entscheidende Grundlage für die 
Wahlen 2027. Unser grosser Dank gilt all denjenigen, die an Tocco geglaubt und die neue 
Datenbank mit ihrer Unterstützung möglich gemacht haben.

«Für alle, die den Wecker stellen» gilt 
auch für das Tocco-Projektteam. 
Nach etlichen Projekt-Calls, einer 
viertägigen Poweruserschulung, un-
zähligen Testszenarien, online durch-
geführten Kursen für die Kantone 
und einer aufwendigen Datenmigra-
tion ist es nun so weit: Am 12. Sep-
tember um 12 Uhr wird Tocco für die 
FDP live geschaltet. Ab dann finden 
alle Mutationen in unserer neuen 
Datenbank statt. Damit wird – nach 
sage und schreibe 17 Jahren – die bis-
herige Datenbank Adressix abgelöst. 
Wobei uns das alte Werkzeug noch 
bis Ende 2025 als Informationstool 
zur Verfügung stehen wird.

Was für viele Software-Einführungen 
gilt, gilt auch hier: Einführungen lau-
fen nie ohne Nebengeräusche ab. Das 
Projektteam ist dafür gewappnet. Im 
Generalsekretariat der FDP Schweiz 
steht ein Team von Powerusern bereit, 
um die Supportanfragen zu beant-
worten und Hilfestellung zu leisten. 
Dafür haben wir uns in der Sommer-
pause vorbereitet, unter anderem mit 
einer sorgfältigen Dokumentation zur 
Tocco-Benutzung im Alltag. Im Hin-
tergrund steht auch die verantwortli-
che Softwarefirma zur Verfügung, 
um die Kantone und Gemeinden nach 
Kräften bei der Einführung zu unter-
stützen. Ziel ist, dass all unsere Ge-
schäftsstellen und Verantwortlichen 
der FDP die nötige Sicherheit in der 
Bedienung von Tocco erhalten und 

ihre Daten wie gewohnt bewirtschaf-
ten können.

Zu diesem Ziel haben wir intensiv an 
der Migration der Daten gearbeitet, 
dem sog. Data-Mapping, um alle Mit-
gliederdaten in Tocco «greifbar» zu 
machen. Tocco verfügt über zwei 
unterschiedliche «Gesichter», also 
über zwei Bedienungsoberflächen: Die 
kantonalen Geschäftsstellen werden 
mit dem Tocco-Spezialisten-Tool 
arbeiten. Die im Miliz-System organi-
sierten Orts- und Bezirksparteien hin-
gegen werden auf das Tocco-Miliz-
Tool zugreifen können. Dieses bietet 
über ein Intranet künftig auch gleich 
Zugriff auf die wichtigsten Schulungs-
unterlagen, Medienmitteilungen und 
Positionspapiere der FDP Schweiz.

Tocco bildet die Grundlage für die  
nationalen Wahlen. Die FDP macht 
vorwärts: Mit der Digitalisierung, der 
Kampagnenfähigkeit und der intensi-
ven Einbindung der Kantone.

In diesem Sinne wollen wir uns an die-
ser Stelle sehr herzlich bei allen Spen-
derinnen und Spendern bedanken, die 
Tocco möglich gemacht haben. Unser 
Dank gilt ebenso dem Vorstand der 
FDP Schweiz, den Verantwortlichen in 
den Kantonen, den Mitarbeitenden im 
Generalsekretariat und besonders 
unserem Projektleiter Lukas Aecherli, 
der das Projekt mit beeindruckender 
Hartnäckigkeit vorangetrieben hat.

Herzlichen Dank! Die neue

FDP-Datenbank Tocco startet durch 

Ihre Spenden haben dieses Projekt ermöglicht 

Kathrin Puhan, Generalsekretariat FDP Schweiz

Screenshot des Tocco-Spezialisten-Tools.

Screenshot des vereinfachten Miliz-Systems.
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NEIN zur Chaosinitiative!

Mit der SVP-Kündigungsinitiative fallen die Bilateralen Verträge mitsamt der Abkommen
Schengen/Dublin weg. Diese sind für unsere Sicherheit fundamental. Die Verträge ver-
hindern, dass 600‘000 illegale Migranten in der Schweiz einen zweiten Asylantrag stellen
können. Ohne die Sicherheitsabkommen Schengen/Dublin ist unsere Polizei blind und
unsere Grenzwächter dürfen illegale Migranten nicht mehr in ihre Erstaufnahmeländer
zurückschicken. Die Schweiz würde zum Mekka der illegalen Migration. Nicht mit uns!

NEIN zum AsylchaosNEIN zum Asylchaos

und zur blinden Polizeiund zur blinden Polizei

www.kuendigungsinitiative-nein.ch

verhindern!
Asylchaos
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